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s Verſailles, 14. Juni.
Sicherem Vernehmen nach ſoll die Antwort der Alli-

jerten auf die deutſchen Gegenvorſchläge im weſentlichen
folgenden Jnhalt, wie man uns drahtet, haben:

Konzeſſionen in territoriglen Fragen werden grund-
ſätzlich abgelehnt. Insbeſondere die Beſtimmungen über

das Saargebiet und die Danziger Frage werden auf
recht erhalten.

m

Die Volksabſtimmung in Oberſchleſien wird
zugeſtanden, ſoll aber erſt in zwei Jahren und unter
Entente Kontrolle ſtattfinden. Der Bezug einer be
ſinmten Menge von oberſchleſiſchen Kohlen
wird Deutſchland geſichert.

In der GOntſchädigungsfrage vertrat Deutſchland be
kanntlich den Standpunkt, daß es gemäß den 14 Punkten Wilſons

nur für die Kriegsſchäden in Belgien und Nord
frankre ich aufzukommen hat. Außerdem war in den dent-

ſchen Gegenvorſchlägen die ſofortige Neufeſtſetzung der
Entſchädigungsſumme verlangt. Die Antwort der Entente teilt

die Entſchädigungsfrage in zwei Teile. Der erſte
umfaßt die von Frankreich infolge des Krieges zu zahlen

den Penſtonen und
widerſpruch zu den 14 Punkten Wilſons ſtehen.
Der Betrag beläuft ſich auf 3 bis 4 Milliarden Franks
jährlich und wird in der Antwort der Entente neu beſtimmt. Der

zweite Teil, die für die Kriegsſchäden in Velgien und
Kordfrankreich zu zahlende Summe, iſt nicht beſt im mt
ſondern ſoll von einer alliierten Kommiſſion in kontradiktoriſchen

verhandlungen mit den Vertretern Deutſchlands innerhalb vier

Nonaten feſtgeſetzt werden. Die Wiedergutmachnung
kommiſſion der Alliierten, welche nach dem Vertrag vom
7. Mai für die Regelung der geſamten Entſchädigung eingeſetzt
worden war, ſoll nicht mehr, wie es im Maivertrag heißt, in
Deutſchland diktatoriſche Befugniſſe haben. Sie darf ſich nicht

in innere Angelegenheiten Deutſchlands einmiſchen, ſie hat
lediglich die Kontrolle über die deutſchen Steuer
leiſtungen und ſchließlich iſt es ihre Aufgabe, die Entſchädi

Sonntag, 15. Juni

gungsfrage in gleichzeitigen Verhandlungen mit ver deutſchen

Regierung zu regeln.

Die Ententeantwort erkennt zwar grundſätzlich ein Recht

Deutſchlands zur Aufnahme in den Völkerbund
an, lehnt aber die ſofortige Aufnahme ab und ſetzt kein Datum
feſt für die Aufnahme. Allerdings ſoll Deutſchland, ſobald es
aufgenommen ſein wird, alle wirtſchaftliche Gleich
berechtigung mit den anderen Staaten des Bundes ge
nießen. Die deutſchen Minderheiten in anderen
Staaten werden ſchon jetzt unter dem Schutz des Völkerbundes

geſtellt. Verhandlungen über gleichzeitige Abrüſtung aller
Staaten ſollen eingeleitet werden. Endlich verzichtet die
Antwort der Entente auf die Militärverwaltung der beſetzten

Gebiete, insbeſondere des linken Rheinufers, und ſetzt dort eine
Zivilverwaltung mit franzöſiſcher Spitze ein.

Deutſchland erhält fünftägige Friſt für das Studium
der Antwort. Es iſt jedoch nicht beſtimmt, ob die Kündi
gungsfriſt von drei Tagen für den Waffenſtillſtand in
dieſen fünf Tagen einbegriffen ſein ſoll, wie dies von Frank
reich verlangt wird, oder ob die drei Tage in die Friſt nicht ein
gerechnet werden ſollen, daß Deutſchland dann eine acht
tägige Friſt hat. Ueber dieſe Frage iſt noch nicht ent

Punkte ſchlüſſig zu ſein, was daraus hervorgeht, dah Wilſons

und Lord Georges Abreiſe ſich wieder verſchoben hat.

Der Vertrag vom 7. Mai ſetzt die zukünftige Stärke des
deutſchen Heeres auf 100 000 Mann feſt. Die Antwort erklärt

ſich bereit, daß für eine dreimonatige Uebergangszeit die
Heeresſtärke 200 000 Mann betragen darf.

Deutſchland darf der Entſchädigungskommiſſion während
vier Monate nach Unterzeichnung des Vertrages Vorſchläge
machen, es darf auch eine Pauſchalſumme vorſchlagen.
Es ſteht im Belieben der Kommiſſion, dieſe Vorſchläge anzu
nehmen oder abzulehnen. Zur Annahme iſt Einſtimmig
keit erforderlich, ſo daß die einzige Stimme Frankreichs die
ſelbe verhindern kann.

(Siehe 2. Seite.)

Oeſterreich gegen den Frieden
Wien, 14. Juni

Der Landtag veranſtaltete geſtern eine eindrucksvolle Kun d
gebung gegen die Friedensbedingungen der Entente und
nahm einſtimmig einen Antvag an, in dem gegen den Frie
densentwurf von Saint-Germain feierlichſt Proteſt erhoben wird, da durch ihn 80 000 Deutſche Steier-
marks einer nationalen Fremdherrſchaft überliefert und weite
Gebiete deutſchen Landes dem deutſchen Volke entriſſen werden

en. Das Staatsamt des Aeußern wird darauf zu
ngen, daß in den ſtrittigen Teilen des deutſchen Landes die

Lolksabſtimmung unter Aufſicht einer neutralen oder
gemiſcht neutralen Kommiſſion mit dem Stichtage des 1. No
bember 1918 durchgeführt werde.

Engliſche Meinungen
Amſterdam, 14. Juni.

Nach einer Meldung aus London wurde geſtern in der
eine große Kundgebung zugunſten des Völ

kerbundes abgehalten. Viscount Grehy führte den Vorſitz.
Er ſagte: Der Bund ſei nichts weniger als ein fertiges Pro
dukt der Macht. Er könne ſpäter auf Grund der Erfahrungen
rerbeſſert werden. Die Probezeit Deutſchlands vor
ſeiner Zulaſſung zum Bunde ſollte nicht mehr betragen als
einige Monate. Der Friedensvertrag müſſe nach den
Grundſätzen des Völkerbundes beurteilt werden. Wenn es kein

Vertrag ſei, zauf den der Völkerbund nützlicherweiſe aufgebaut
verden könne, ſo müßte man von dem Bunde die Abände-
rung des Friedensvertrages verlangen.

Amſterdam, 14. Junt.
Rach einer Meldung des „Algemeen Handelsblad“ aus Lon

den wurde Tecil, als er ſich für baldige Zulaſſung Deutſch
lands zum Völkerbund ausſprach, von oinem der Anweſenden
ſir einen Verrätzer erklärt. Dieſer Zwiſchenruf wurde von

S

v

den Anhängern Cecils verurteilt und der Ruheſtörer wurde aus
dem Gebäude entfernt. Cecil erntete am Schluß ſeiner Rede
reichen Beifall.

Frankreichs Rechnung
Ton unſerem eigens zur Friedenskonferenz

entſandten zy-Sonderberichterſtatter.)
Verſailles, 14. Juni.

„Temps“ ſpricht heute abend von der Götterdämme
rung des Friedens. Wir wiſſen natürlich nicht, auf welcher
Grundlage das offiziöſe Organ ſeine Vermutung aufbaut, und
müſſen daher alle erforderlichen Reſerven machen. Wann die
Antwort auf die Gegenvorſchläge eingehen wird, läßt ſich auch
aus der heutigen Abendpreſſe mit Sicherheit nicht beſtimm
men. Man könnte annehmen, daß die Antwort erſt
Dienstag in Verſailles einlaufen würde.
ſagen, wie weit ſich die Abänderungen erſtrecken. Inter
eſſant iſt lediglich, daß „Jntranſigeant“ hinſichtlich der
Zuſammenſetzung einer ſtatiſtiſchen Kommiſſion, die

ſich vermutlich auf Fragen betreffs der abzutretenden
Gegenden oder auch hinſichtlich der deutſchen Minsritäten
bezieht, zu verſtehen gibt, daß ſie ebenſowenig in Frankreich Bei
fall finden werde, wie die Entſchädigungskommiſſion.
Wenn man Derartiges lieſt, muß man doch ſchließlich glauben,
daß die 50ſeitige Antwort manches enthalten wird, wovon die
Pariſer Preſſe lis jetzt nicht geſprochen hat, ſo daß man alſo
noch gar kein Uzteil fällen kann und am beſten tut, in Ruhe
zu warten, bis Schriftſtück der Oeffentlichkeit über
geben wird. Wenn der „Temps“ etwa auf die deutſche
Uneinigkeit ſpekulieren ſollte, wird er ſchließlich doch ent
täuſcht ſein, denn kein deutſcher Staatsmann wird

am
Auch läßt ſich nicht
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Die Antwort der Alliierten?
Unſere künftige Kohlenwirtſchaft
Die Ausführungsbeſtimmungen zum

Kohlenwirtſchaftsgeſetz.
Das Kohlenwirtſchaftsgeſetz vom 23. März 1919 ſtellte

lediglich ein Mantelgeſetz dar, das erſt durch die Aus
führungsbeſtimmungen ſeinen Jnhalt erhaltn ſollte und
konnte. Ueber dieſe nach eingehenden Beratungen mit den
Sachverſtändigen nunmehr beſchloſſenen Ausführungs-
beſtimmungen erfährt unſer Berliner Mitarbeiter an zu
ſtändiger Stelle folgendes:

Das Kohlenwirtſchaftsgeſetz und ſeine Ausführungs
beſtimmungen ſtreben eine Sozialiſierung der Kohlenwirt
ſchaft zunächſt nur mit rein wirtſchaftlichen Zielen an, d. h.
im Sinne einer Sozialiſierung des Kohlen
vertriebs. Die Sozialiſierung der Betriebe, alſo ihre
Organiſierung nach ſozialpolitiſchen Geſichtspunkten, und
die Einſetzung von Betriebsrätäen, ſowie die Sozialiſierung
des Ertrages, d. h. die Durchführung einer Abgabe von der
Vergwerksrente, ſollen durch beſondere Geſetze erfolgen, wo
bei im erſteren Falle das Reichsarbeitsminiſterium, im
zweiten des Reichsfinanzminiſterium zuſtändig iſt.

Die Ausführungsbeſtimmungen erſtreben die gemein
wirtſchaftliche Organiſation der Kohlenwirtſchaft an. Zu
dieſem Zwecke wird zunächſt ein Reichskohlenrat geſchaffen,
worunter ein Parlament aller Beteiligten zu verſtehen iſt,
alſo der Arbeitgeber, der Angeſtellten, der Arbeiter, des
Handels, der Verbraucher und der Fachwiſſenſchaft. Dieſer
Reichskohlenrat ſoll aus 50 Mitgliedern beſtehen, zu denen

Reichskohlenrat werden zur Seite geſtellt

wirtſchaftlicher Sachverſtändigenausſchuß
für Kohlenbergbau, ſowie einer für Brenn
ſtoffverwendung und ein ſozialpolitiſcher
Sachverſtändigenausſchuß für Kohlenbergbau. Neben dem
Reichskohlenrat ſollen ferner

1. ein Reichskohlenverband ſtehen, d. h. der
Verband der einzelnen Syndikate;

2. die Kohlenſyndikate für jeden Bergbaubezirk
und das Gaskoksſyndikat für das ganze Reich
(wobei ſowohl bei dieſem Syndikat wie beim Reichs
kohlenverband Arbeiter und Angeſtellte im Aufſichts-
rat vertreten ſein werden);
Bevollmächtigte des Reiches, die ein auf
ſchiebendes Veto einlegen können,, und endlich ſog.
Brennſtoffämter, d. h. Einrichtungen zur einheit-
lichen Vertretung von Wünſchen und Anträgen der
Verbraucher.

Der Grundgedanke der Ausführungsbeſtimmungen iſt
die gemeinwirtſchaftliche Behandlung der Kohlenerzeugung
und des Kohlenvertriebs. Zur Sicherung dieſes Zieles hat
man den Grundſatz der Selbſtverwaltung, d. h. die
Feſtlegung des Einfluſſes von Arbeitern. Angeſtellten und
Verbrauchern in der „Exekutive“, verbunden mit der
Zentralorganiſation und der Aufſicht des
Neiches. Eine weitere Sicherheit wird geſchaffen durch
die Oeffentlichkeit der Bildung des Kohlenpreiſes, wobei
die letzte Jnſtanz der Reichswirtſchaftsminiſter im Einver-
nehmen mit dem Reichskohlenrat bilden wird, und durch
die Beeinfluſſung der Preispolitik mit Hilfe eines Bezugs-
rechtes der Verbraucher. Dies letztere iſt freilich nicht
etwa ſo zu verſtehen, als ob jedem Deutſchen ein gewiſſes
Quantum Kohlen garantiert werden wird oder kann. Viel-
mehr ſoll der Reichskohlenrat alljährlich nach Lage der För-

derungsmöglichkeiten das zu gewährende Quantum feſt
ſetzen. Weitere Sicherheiten ſollen geſchaffen werden durch

das Recht der Gemeindgn zur Feſtlegung von Hleinver-

ſich finden, der einen Vertrag unterſchreiben wüjrde, der nach dem
Einne des „Temps“ und ſeiner Hintermänner wäre. Er ſcheint
es aber zu glauben, denn er droht wieder und ſtellt heute abend
feſt, daß auf dem linken Rhein ufer große alliierte
Truppenmaffen bereitſtehen, wen auf das erſto Signal den Vor
marſch anzutreten.

kaufspreiſen und durch die Auskunftspflicht aller am
Kohlenbetrieb Beteiligten.

Gegen den lebhaften Widerſtand aus Händlerkreiſen
wurde die Beſtimmung durchgeſetzt, daß die Verbraucher-
genoſſenſchaften die gleichen Lieferungsbedingungen ge
nießen ſollen wie die Händler. Uebrigens wird keineswegs
geplant, den freien Handel auszuſchalten, vielmehr
hat man ſich einmütig auf den Standpunkt geſtellt, daß
dieſer nicht durch eine bürokratiſche Organiſation erſetzt
werden kann. Aber der Handel ſoll nur ſoweit zum Kohlen
vertrieb zugelaſſen werden, als er volkswirtſchaftlich be
rechtigt iſt und nicht übermäßige Zwiſchengewinne ein
beimſt“. Ueberhaupt ſoll durch die Kontrolle ſeitens der
Selbſtverwaltung lediglich eine Verteuerung der Kohle ver
hütet, aber gleichzeitig dafür Sorge getragen werden, daß
der volkswirtſchaftliche Anreiz zur Produktion und zum
Vertrieb nicht fortfällt.

Die Durchführung des gemeinwirtſchaftlichen o
dankens wird nicht in der Formulierung von vielen geſe
lichen Einzelvorſchriften geſucht, ſondern in dem Aufbau

f. ein techniſch



und ver Bildung eknes Selbſwerwaltungskörpers, dem imVertrauen auf ſeine paritätiſche Zuſammenſetzung ſehr
weitgehende Rechte übertragen werden. Ueberhaupt war

man ſich darüber klar, daß durch das ſchönſte Geſetz noch
keine Kohlen geſchaffen werden können, um ſo mehr, da wir
auf re hinaus, in welcher Form auch ein Friede zu
ſtande käme mit einer ſtark verringerten Produktion
rechnen müſſen. Das Ziel des Geſetzes und ſeiner Aus
führungsbeſtimmungen iſt aber, „den Arbeitnehmern
einen Einblick in den Betrieb zu gewähren und
ſie daran zu intereſſieren, um ſo ihren Arbeitseifer

z u dunh den Appell an ihr ſoglales Gewiſſen u

Es iſt ein Wagnis ſondersgleichen und eine Unver
r der Regierung, nur um den Arbeitseifer der an

Arbeit trotz der unverſchämt hohen Löhne nicht mehr
intereſſierten Arbeitnehmer einen Jnduſtriezweig zu ſoziali
ſieren. Der Arbeitseifer dürfte im Gegenteil ſtark ſinken,
wenn die Arbeiter durch die Betriebsausweiſe erfahren
werden, daß ſie eigentlich für ein Nichts ſchaffen, denn von
Gewinn kann bei dem jetzigen Stande der Kohlenwirtſchaft
nicht geſprochen werden.

n

wird Clemenceau gehen
Vern, 14. Juni.

Hier läuft ein bisher noch nicht nachprüfbares Gerücht um,
daß die Regierung Clemenceau geſtürzt worden ſei.

Wir geben dieſe Nachricht mit allem Vorbehalt wieder.
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)

Verſailles, 14. Juni.
Wie verlautet, wird der vollſtändige Text der Friedens

bedingungen am Mittwoch oder Donnerstag be-
kanntgegeben. Wie ein engliſcher Delegierter erklärt, iſt die
Antwort der Alliierten ſo, daß die Zuſtimmun g der Deut
ſchen zu einer Unterzeichnung beinahe geſichert iſt. Mög
licherweiſe werden ſie bezüglich gewiſſer Bedingungen einige
Vorbehalte machen. S

Der Viererrat hat die Antwort auf die deutſchen Gegenvor
ſchläge ausgearbeitet und der Kommiſſion für Vertragsreviſion
von den 18 Berichten bisher 9 überreicht.

Dem aufmerkſamen Beobachter, der von Verſailles aus
Deutſchland bedenken, wenn von gewiſſer Seite immer wieder
ſicher etwas nicht entgangen ſein, das die Lage, namentlich
die innerpolitiſche Lage Frankreichs, treffend
charakteriſiert. Jn dem Augenblick, in dem in der franzöſiſchen
Kammer über die Meutereien auf franzöſiſchen Schiffen
im Schwarzen Meer verhandelt wurde, hat der franzöſiſche
Miniſterpräſident Clemencegan in Gemeinſchaft mit den vier
Vertretern der Frankreich alliierten vier Großmächte die
gegenrevolutionäre Regierung des AdmiralsKoltſchak effiziös dadurch anerkennt, daß ſie ihm
Hilfe und Unterſtützung angeboten haben. Marcel Sembat
verbreitet ſich in ſeiner „Heure“ über die Kammerdebatte be
treffend die Meuterei vor Odeſſa. Er ſucht auseinanderzu-
ſetzen, daß die Meuterer nicht beſtraft werden dürfen, weil man
ſie gezwungen habe, gegen Rußland zu kämpfen, das nicht
der Feind Frankreichs ſei. Von dem Tage an, ſagt er,
an dem der Waffenſtillſtand mit Deutſchland unterzeichnet
wurde, hatten wir keinen Feind mehr. Es geht nicht an,
zu behaupten, die Bolſchewiſten ſeien die Alliierten
der Deutſchen, und wir müßten gegen ſie Krieg führen,
weil wir mit den Deutſchen noch keinen Frieden geſchloſſen
haben. Schuldig an dieſer Meuterei ſind die, die unſeren Ma
troſen den Auftrag gegeben haben, gegen eine Nation vorzu
gehen, mit der wir uns nicht im Kriege befinden. Wer etwas
derartiges tut, wer alſo ſolche Befehle ausgibt, handelt nach
Sembat gegen das Geſetz. Und nun bedenke man, daß in
dem Augenblick, in dem der hervorragendſte ſozialiſtiſche Schrift
ſteller Frankreichs, der zudem im Beginn des Krieges Miniſter
war, etwas derartiges ſchreibt, Clemencegau, Frankreich in
einer Weiſe in der gleichen Angelegenheit bindet, die als
Fauſtſchlag in das Geſicht derjenigen betrachtet werden
muß, in deren Namen Sembat zu ſprechen vorgibt. Man muß
e annehmen, daß Clemenceau, der doch jedenfalls gewußt

was ſich am Mittwoch und Donnerstag in der franzöſiſchen
Kammer abſpielte, es auf eine Kraftprobe ankommen laſſen
will. Anders kann die Sache nicht verſtanden werden. Denn
der Schritt, den das franzöſiſche Miniſterium jetzt unternimmt,
gewinnt eine doppelte Bedeutung noch dadurch, daß ſich morgen
die Vertreter der alliierten Gewerkſchaften verſammeln, viel
leicht zu dem Zwecke, den jetzigen Lohnſtreik in Frank-
re ich. zu. einem politiſchen zu machen. Wenn alſo Clemenceau
etwas derartiges riskiert, muß er ſeinen Pappenheimer kennen
und ſeiner Sache ſicher ſein. Der alte Tiger weiß genau, was
er ſeinem Volke zumuten darf. Wenn wir heute auf dieſe An-
gelegenheit zurückkommen, wenn wir die beiden Ereigniſſe neben
einander ſtellen, ſo geſchieht es lediglich deshalb, um wiederholt

zu beweiſen, wie ohnmächtig die franzöſiſche So
zial demokratie in dieſem Augenblick iſt, daß ſie keinen
Einfluß beſitzt auf den Gang der Regierungsgeſchäfte, und daß
einer der größten Streiks, die Frankreich je gehabt hat,
und der nunmehr zehn Tage andauert, nicht imſtande war, an
dieſer Situgtion etwas zu ändern. Das muß man in
die Ereigniſſe verfolgt, die ſich jetzt in Frankreich abſpielen, dürfte
verſucht wird, darauf hinzuweiſen, das Heil der Weit, von
dem ſo viele träumen, könne aus den Völkern heraus, oder
ſagen wir, vom vierten Stande aus kommen. Man müßte ein
großer Jdealiſt ſein, wenn man angeſichts eines derartigen
ſchlagenden Beweiſes, wie ihn Frankreich geſtern gegeben hat,
noch daran glauben könnte. Noch weniger aber kann man jetzi
die Anſicht vertreten, die mit Not und Mühe in Bern zu
ſammengeflickte Internationale hätte irgendwie in dieſen
kritiſchen Tagen des Friedensſchluſſes eine Bedeutung
erlangt. Das könnte vielleicht ſpäter kommen. Für den Augen
blick aber iſt auch von dieſer Seite nichts zu erwarten.

Paris, 14. Juni.
Diplomatiſche Lage. Der Viererrat mit Sonnino be

endete die Prüfung der letzten Berichte über die deutſchen
Gegenvorſchläge. Eine Friſt zur Annahme oder zur Ver
werfung iſt noch nicht feſtgeſetzt. Die Kommiſſion zur
Feſtſtellung des Textes hat den Text der Antwort die ſehr
lang werden wird, beendet. Sie erinnert an die Grundſätze, auf
die der Friedensvertrag aufgebaut iſt, und an die Unmög
lichkeit einer durchgreifenden Aenderung des-
ſelben. Die Kommiſſion hat auch den Text der Beſchlüſſe
feſtgeſtellt, auf Grund deren die 18 Sonderberichte über die
dentſchen Gegenvorſchläge ausgearbeitet worden ſind. Die Kom
miſſion hat am Freitag neun Berichte fertiggeſtellt, und wird
den zweiten Teil, ebenfalls neun Berichte, Sonntag fertigſtellen.
Dieſe betreffen die Oſt grenze, die Kriegs gefangenen
uſw. Eine Einigung iſt in der Frage der Wiedergut-
machung, der Aufnahme Deutſchlands in den
Völkerbund, die Frage von Elſaß-Lothringen,
des Saarbeckens, der Veſetzung des Rheingebiets uſw.
erzielt worden. Die Bewaffnungsfrage und das Pro
blem des Schutzes der Minderheiten wurden ebenfalls
berührt. Die Antwort auf die deutſchen Gegenvorſchläge wird
ſo fertiggeſtellt und in Druck gegeben werden, daß die Ueber
reichung an die Deutſchen Montag erfolgen kann. Graf
Rantzau erſuchte um Bereitſtellung eines Sonderzuges
18 Stunden nach Ueberreichung der Antwort. Der Sonderzug
wird direkt nach Köln gehen.

Amſterdam, 14. Juni.
Jn der alliierten Preſſe glaubt man, daß die Nichtunterzeich

nung des Friedensvertrages eine neue Revolution und
eine neue Regierung unter Erzberger zur Folge haben
werde. Man hofft allgemein, daß die Revolution in fünf Tagen
ausbrechen werde.

Rom, 14. Juni. (Agenzia Stefani.)
Die Kammer iſt zur Entgegennahme der Berichte über die

Friedensverhandlungen auf den 19. Juni einberufen worden.

Wien, 14. Juni.
Die innerpolitiſchen und außerpolitiſchen Ereigniſſe

in Frankreich haben den Friedensvertrag mit
Deutſch- Oeſterreich wieder ſtark in den Hintergrund ge
ſchoben. Die Ueberreichung der wirtſchaftlichen und finanziellen
Bedingungen, die heute erfolgen ſollte, iſt auf unbeſtimmte
Zeit verſchoben

Wirtſchaftsfragen und
Nationalverſammlung

Der rote Parteitag.
Weimar, 14. Juni.

Auf dem Parteitag der ſozialdemokratiſchen Partei Deutſch
lands wurden heute zu Vorſitzenden der ſozialdemokratiſchen
Partei gewählt Hermann Müller-Breslau, Otto
Wels-Berlin; zu Kaſſierern wurden gewählt Bartelund Braun Ferner wurden in den Vorſtand gewählt:
Scheidemann, Molkenbuhr, Pfannkuch, Hein-
rich Schulg, Frau Jucharz, Adolf Ritter, Otto
Frank und Frau Rynick. Den Schluß der heutigen Sitzung
bildeten die beiden Referate über das Räteſyſtem, wie es
der Verfaſſung einverleibt werden ſoll. Es ſprachen Dr. Sinz-
heimer und CohenReuß. Der Parteitag wird am Sonn
tag fortgeſetzt werden, wo er mit der Verabſchiedung
des Räteſyſtems geſchloſſen werden ſoll. Am Sonntag
gegettag werden die ſozialiſtiſchen Frauen eine Konferenz ab

alten.
Auf dem Parteitag der ſogzialdemokratjſſchen Partei Deutſch

lands ſprach am Vormittag Reichswirtſchaftsminiſter Wiſſell
über Wirtſchaftsfragen und Nationalver-ſammlung. Er führte dabei aus: Das Anſehen der
Nationalverſammlung iſt geſunken, weil ſie das Programm,
das ſie ſich urſprüng h geſtellt hattqy nicht erfüllen konnte.
Die Nationalverſamm a wird dereinſt in der Geſchichte fort
leben als zweite Auflage der Nationalverſammlung von
1848. Die Reichsregierung hat nicht das gebracht, was das
Volk von ihr erwarten konnte. Die Schuld an dieſem Er
gebnis liegt bei der Koalition. Durch dieſe Zuſtände er
ſcheint die Regierung nach außen zweideutig, oft mehr als
dies bei früheren Regierungen der Fall war. Die Folge iſt, daß
das Volk nicht geſchloſſen hinter der Regierung
ſteht. Es mehren ſich die Kräfte, die den Erwerbstrieb
und Eigennutz für unſer Leben entſcheidend ſein laſſen
wollen. Täuſchen wir uns nicht über unſere Macht.
Nur unter dem Eindruck der Berliner Straßenkämpfe konnken
wir die Sozialiſierungsgeſetße durchſeken. Die Beitreibung und
Abtragung unſerer Schuld fönnen wir nur durch die
Produkte unſerer Arbeit möglich machen. Heute ſchon
zehren wir von dem. was wir in den nächſten Jahren erſt vro-
dugieren wollen. Der Miniſter kam zu dem Ergebnjs. daß
es aus unſerer wirtſchaftlichen Not keine andere Rettung

gebe. als die Plan wirtſchaft und Gemeinwirft-
ſchaft, wie er ſie in ſeiner Denkſchrift empfohlen habe. Die
Aeußerungen des Miniſters wurden mit ungewöhnlich
Beifall aufgenommen..

em

Die heutige Rede des Reichswirtſchaftsminiſters Wiſſell
auf dem ſozialdemokratiſchen Parteitag hatte ſcharfe Erwide-
rungen des Reichsminiſters David und des Ernährungs-
miniſters Robert Schmidt zur Folge. David erwiderte dem
Reichswirtſchaftsminiſter, daß es nicht richtig ſei, die Schuld an
der Enttäuſchung der Maſſen auf die Regierung zu
ſchieben. Nicht die Regierung habe das Volk enttäuſcht, ſon
dern das Volk habe die Regierung enttäuſcht. Wir
müſſen das ſoziale Pflichtbe wußtſein wecken. So-
lange dies nicht da ſei, treibe das deutſche Volk dem Chaos
zu. Ernährungsminiſter Schmidt erwiderte dem Reichswirt-
ſchaftsminiſter unter anderem, es ſei unrichtig, zu behaupten,
daß das Sozialiſierungsgeſetz unter dem Einfluß der
Berliner Straßenkämpfe durchgeſetzt worden ſei. Gerade der
Reichswirtſchaftesminiſter müſſe wiſſen, daß das Geſetz vor dem
Märzaufſtand in Berlin bereits ausgearbeitet geweſen ſei.
Uebrigens ſei das Reichswirtſchaftsminiſterium die einzige
Reichsſtelle geweſen, die alle Verſuche des Ernährungsminiſte-
riums, Lebensmittel aus dem Auslande hereinzubekom-
men, durchkreuzt habe.
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Die Not der beſetzten Gebiete
Verſailles, 14. Juni.

Wie „Bon Soir“ berichtet. ſoll ein amerikaniſcher Leut-
nant, der dem Rheinſchiffahrtskommiſſariat
attachiert iſt, vor einiger Zeit den Präſidenten Wilſon auf die
wenig befriedigende Behandlung, die nach ſeiner Anſicht der ein-
geborenen Bevölkerung von den Militärbehörden zuteil werde,
aufmerkſam gemacht haben. Wilſon übermittelte den fraglichen
Brief dem Viererragt und verlangte die Entſendung eines
interalliierten Ausſchuſſes an Ort und Stelle mit
dem Auftrage, einen Verwaltungsplan für die beſetzten
Gebiete auszuarbeiten. Jn dem Ausſchuß wird England
durch Lord Robert Cecil und Frankreich durch Loucheur
vertreten.

Amerika gegen die Anarchiſten

Amſterd 14. Juni.
Dem „DTelegraaf“ zufelge melden die „Times“ aus

Waſhington: Die amerikaniſchen Behörden haben energiſche
Maßregeln gegen die Anarchiſten getroffen. n New-
Dork wurde die ſogenannte Geſellſchaft der ruſſiſchen
Sowjetrepubleik durchſucht und eine e Menge aufrühreriſcher Literatur beſchiagnade Der bolſche
wiſtiſche Vertreter in Amerika, Ludwig Martins, und
ſein Perſonal wurden verhaftet
zur Unterſuchung der aufrühreriſchen Agitation

und vor die Staatskommiſſion
gebracht

Ein Wiener Kommuniſtenputſch

e der „H.Nnenter Wien, 14. Juni.
Die in Wien befürchteten Kommuniſtenputſche ſollen n

einem Gerücht auf Montag verſchoben worden ſein. Geſtern iſt
der neugebildete Arbeiterrat Wiens zu einer konſtituierenden
Sitzung zuſammengetreten, wobei Friedrich Adler eine
Trauerrede für Roſa hielt. Dann wurdemit 2385 gegen 27 Stimmen bei 6 Stimmenthaltungen eineKundg et ung gegen den beabſichtigten Kommuniſtenputſch

in Wien beſchloſſen.
Frankfurt a. Main, 14. Juni.

ürich kam es in der Nacht zum Freitag in einer vonden Wir u veranſtalteten Trauerfeier für Roſg
Luxemburg zu ſchweren Ausſchreitungen. Bei dem Verſuch
einen verhafteten Arbeiterſekretär zu befreien, wurde das
Hauptportal des Bezirksamtes eingeſchlagen und der Seiten,
eingang durch Bombenwürfe geſprengt. Darauf wurde Feuer
in das Gebäude gelegt. Ein Steinhagel zertrümmerte die
Fenſterſcheiben. Von den Wachmannſchaften wurde aus dem Ge.
bäude ſcharf geſchoſſen. Zahlreiche Perſonen wurden dabei ver
wundet. Man ſpricht von 4 Toten. Zwei ſind bisher offiziell
feſtgeſtellt. Der verhaftete Arbeiterführer wurde auf freien
Fuß geſetzt. Die Aufregung der Züricher Bevölkerung iſt un
geheuer.

h

Reform der Juſtizgeſetzgebung
München, 14. Juni.

Juſtizminiſter Dr. Müller-Meiningen begab fich
am Donnerstag in Begleitung des Staatsrabes Dr. Meyer
und mehrerer Referenten des Juſtizminiſteriums nach Weimar.
Dort fand eine Beſprechung mit dem Reichsjuſtizminiſter
Landsberg über Juſtizangelegenheiten, insbe-
ſondere über Reformfragen im Bereiche der Juſtizgeſetz
gebung ſtatt. Juſttzminiſter Dr. Müller behrte am Sonn
abend nach Bamberg zurück.

Kein Proteſtſtreik in England
Amſterdam, 14. Juni.

Der Vorſchlag der italieniſchen ſozialiſtiſchen
Partei, daß in den alliierten Ländern als Beweis der
Sympathie für die ruſſiſche und die ungariſche
Sowjetregierung und als Proteſt gegen die Frie-
dens bedingungen ein 24ſtündiger General-
ſt re ik ausgerufen werden ſolle, iſt von der britiſchen Arbeiter
portei abgewieſen worden. Sie nimmt wegen der kurzen
Ankündigungsfriſt an der Konferenz in Paris nicht teil und er-
innert daran, daß ein Generalſtreik in England ohne vorherige
Abſtimmung der angeſchloſſenen Gewerkſchaften nicht mög
lich ſei.

Sturmzeichen in den Ententeſtaaten
Clemenceaus Stellung wird ſchwierig das ergab die

Abſtimmung über die Vertrauensfrage in der Pariſer
Kammer: 276 Stimmen für die Regierung, 137 dagegen
bei einer Stimmenthaltung von 120 Abgeordneten das
Ergebnis gleicht einer Niederlage. Orlando und Lloyd
George werden zu Hauſe gleichfalls bedrängt, und unter
Wilſon wankt der Senatsboden im Weißen Hauſe. Die
glänzende Lage, in die die Ententeſtagaten durch die deutſche
Revolution verſetzt waren, iſt von ihren Staatsmännern
nicht ausgenutzt worden. Jn einſeitiger Verkennung der
Gefamtſituation verbohrte ſich ihr ganzes Denken in den
einzigen Geſichtspunkt: den ſo überraſchend mit Haut und
Haaren ſich ihr verſchreibenden Gegner gänzlich zu ver
nichten. Dadurch wurde der Friedensſchluß hingusgezogen
und durch Aufſtellung unannehmbarer, in der Praxis gar
nicht durchführbarer Friedensbedingungen die Gefahr für
die Entente heraufbeſchworen, daß Deutſchland entweder gar
nicht unterſchreibt, oder aber ſelbſt im Falle einer Unter
zeichnung des Friedensdiktates durch die ſodann mit Sicher-
heit zu erwartende innere Anarchie gänzlich außerſtande ge
ſetzt wird, auch nur einen einzigen Punkt des Friedensver
trages zu erfüllen.

Das Hinausziehen der Demobiliſierung, die Unmög-
lichkeit, auf der Grundlage des Friedensvertrages mit
Deutſchland ſich mit ganzer Kraft dem ſchwierigen Ueber
gang zur Friedenswirtſchaſt zu widmen, hat nun die innere
Lage der Ententeſtaaten in verhängnisvollem Maße beein-
flußt. Jn Frankreich mehren ſich die Fälle von Soldaten
meutereien, gewinnen die Streiks immer mehr Ausdehnung
und Bedeutung. England hat mit wachſenden Schwierig-
keiten nicht allein im Mutterlande, ſondern namentlich auch
in Jndien und Aegypten zu kämpfen. Beſonders in Aegyp-
ten ſcheinen die Dinge eine ernſte Wendung zu nehmen, da
die dortigen engliſchen Truppen offen meutern und zur
Wahl von Soldatenräten ſchreiten. Ein Verſagen der
national- engliſchen Soldaten in Aegypten würde aber bei
der aufgeregten revolutionären Stimmung der Aegypter
für England den Verluſt des Nillandes und damit des viel
ieicht wichtigſten Stückes ſeiner Weltſtellung bedeuten. Wie
in Frankreich und England, zeigen ſich auch in Jtalien
große Teile der Arbeiterſchaft unzufrieden und geben ihrer
Meinung nicht nur durch Streiks, ſondern teilweiſe ſogar
durch prodentſche und proöſterreichiſche Kundgebungen
Ausdruck. Ueber die innere Lage Amerikas fehlen zwar
genaue Nachrichten, immerhin läßt die gegen Wilſons
Willen in amerikaniſchen Zeitungen erfolgte Veröffent-
lichung des Friedensentwurfs den Schluß zu, daß die ſchon
immer latent vorhandene Oppoſition gegen Wilſon ſich im
Zuſammenhang mit deſſen Zuſtimmung zu dem Friedens
entwurf verſchärft hat.

Wie weit die führenden Ententeſtaaten dieſe Sturm
zeichen richtig zu deuten vermochten, wird die Beantwortung
der deutſchen Gegenvorſchläge erkennen laſſen. Nur ein
raſcher Friedensſchluß mit Deutſchland, der annehmbare
Bedingungen ſtellt und damit die Grundlagen für eine
Wiederberuhigung der Welt ſchafft, würde dem auch in den
Ententeſtggten drohenden Unheil den Boden entziehen
können. Aber es erſcheint höchſt fraglich, ob die Weltweiſen
in Verſailles ſich zu dieſer Einſicht durchzuringen vermoe
ten. Der Umſtand, daß ſie die deutſche Revolution nicht in
vernünftiger Weiſe ausnützten, bildet ein wenig günſtige
Prognoſtikon für die Politik der Ententegrößen. i
Verbandsmächte haben am 9. November viel, ſehr viel Glü
gehabt, doch ſchon Goethe meinte: „Daß im Glück er ſei
was nützt's dem Stöffel denn regnet's Brei fehlt ihr
der Löffell“
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Die Ausplünderung des Landes
Form ſich die 9 r Ige auf dasIn welcher r Land hinausxllziehen, und wie ihnen übe iche A ielpch verſagt, dafür r i Proye n e ge

ro über die Beden wir im „Vorwärts

gand

h
geklag

affen beſorgt und dem Gut Ougtzow eiPeſattet. ine Abowbung begab
s, dem früheren Reichs

ihn zur
zwang man ihn mit vorgehaltenem Revolver, mit in die Ställe
zu geh Hier wurden nun zwei Schweine und ein Bulle gaus-
ſucht, geſchlachtet und einem Wagen, den der Beſitzer
ellen mußzte, nach Schlawe gebracht. Sämtliche Teilnehmer er
jelten auf Verlangen Brot und Speck. Das Fleiſch wurde ina e bei einigen Fleiſchern ohne Abgabe von Marken an die

ärmere Bevölkerung gegen billiges Geld verkauft. Den Erlöserteilten die Angelarten zum großen Teil unter ſich, geringe

peträge wurden dem Geſchädigten zugeſtellt.
Der „Vorwärts“ nimmt es dem Staatsanwalt ſehr

zbel, daß er pflichtgemäß auf die Vorbeſtraftheit der Ange
ſagten aufmerkſam gemacht und auf Beſtrafung wegen Raub,
Landfriedensbruch und Rädelsführerſchaft plädiert hai, und er
derzeichnet mit beſonderem Wohlgefallen, daß dieſe Schuldfragen
zerneint und ſämtlichen Angeklagten mildernde Umſtände
z billigt wurden, ſo daß die Urteile auf Gefängnisſtrafen von
Jahr bis herab zu 4 Monaten lauteten. Nach der Schilderung
der Vorgänge, wie der „Vorwärts“ ſelbſt ſie gibt, wird jeder
mann den Eindruck haben, daß bei dieſer Urteilsfindung die

Feſchworenen in einem allzuweit gehenden Maße die allgemeine
berwüſtung des Rochtsbewußtſeins in Rückſicht gezogen haben.

nfalls ſind ſolche Strafmaße für derart ſchwere Eigentums
vergehen nicht geeignet, die in weitem Umfange geſchwundene
üchtung vor Recht und Geſetz wieder aufgzurichben.

Auflöſung der Gutsbezirke
Folgende Verfügung des preußiſchen Finanzminiſters möchten wir der Oeffentlichkeit nicht vorenthalten:

Der re dn niſter. Berlin, den 9. April 1919.
Den Herren Regierungspräſidenten wird demnächſt ein

Kunderlaß des Miniſteriums dos Jnnern zugehen, worin ſie
angewieſen werden, Pläne für die Auflöſung der Gutsbezirke
aufzuſtellen und Vorſchläge für die Durchführung dieſer Maß-
nahmen zu machen. Da der Staat ſelbſt bei weitem über den
größten Beſitz in Gutsbezirken verfügt, bedarf die Frage der Auf
öſung der Gutsbezirke mit Rückſicht auf ihre ſehr große Vedeutung für die Staatsfinanzen und deren überaus bedrehliche
Lage der eingehendſten Prüfung. Es wird daher Aufgabe der
inanzabteilungen der Regierung ſein, dafür zu r daß die
ſonderen Verhältniſſe der föskaliſchen Gutsbezirke (Domänen

und Forſten) genügende Beachtung finden.
Die Regierung erſuche ich ergebenſt, ſich nötigenfalls

nach Benehmen mit den Landräten unter Berückſichtigung
dieſes Geſichtspunktes darüber zu äußern, welchen Einfluß die
von dem Herrn Regierungepräſidenten vorzuſchlagenden ein
zelnen Maßnahmen auf die ſtaatlichen Einnahmen aus dem Do
mänen Und Forſtbeſitz vorausſichtlich haben würden.

gez. D. Suedekum.
Aus dieſer Verfügung geht zunächſt hervor, daß der Plander Auflöſung der Gutsbezirke hen feſte Geſtalt gewonnen hat

und demnächſt der Verwirklichung zugeführt werden ſoll. Auf
der anderen Seite aber beſteht umgekehrt für viele Gutsbezirke
bei der Auflöſung die Gefahr einer unerträglichen finanziellen
Velaſtung. Namentlich wird das, wie in Punkt der obigen
Lerfügung zum Ausdruck kommt, überall dort der Fall ſein, wo
ein Gutsbezirk zu Gemeinden geſchlagen wird, die die Grund
wertſteuer erheben aber auch ſonſt bei der Vereinigung mit Ge
neinden, deren ſozigle Schichtung, namentlich infolge indu-
friellen Einſchlages, ſich ſo geſtaltet hat, daß die Mehrheit der
Cemeindemttglieder auf die ländlichen Mitglieder, vor allem
natürlich auf den Gutsbeſitzer, nicht die ſachlich gegebene Rückſicht
nimmt, ſondern gerade die Eingemeindung einer ſteuerkräftigen
perſon zum Anlaß für unſachliche Ausgaben nimmt.

Beſonders intereſſant ift nun, daß der Runderlaß des Fi
nanzminiſters dieſe Gefahren für die Gutsbezirke klar erkennt
und nach Mitteln ſucht, wie ſie für fiskaliſche Güter ab
gewandt werden könnten. Daß für die privaten Gutsbezirke
die gleichen Gefahren, womöglich noch in größerem Umfange, be
ſtehen, ficht die höchſt ſachliche Regierung, deren wir uns gegen
wärtig erfreuen, offenbar nicht an, den Miniſter des Jnnern
ebenſowenig wie ſeinen ſcharfſinnigen Kollegen im Finanzmini-
ſterium! Nachdem durch den Evrlaß des Finanzminiſters er
wieſen iſt, wie deutlich man in der Regierung die finanzielle Ge
fahr für die Gutsbezirke erkennt, muß man vielmehr faſt an
nehmen, daß die 'Ruiniecung privater Gutsbezirke ge
rade der Zweck der ganzen Uebung ſein ſoll. Jedenfalls offen
bart ſich auch in dem Plane der Aufhebung der Gutsbezirke, daß

r r ine t i e ſch regiertrden, und zwar mit einer Skr. igkeit und Leichtfertigkeidie ihresgleichen ſucht. nes fertgteit,

Die Kusſichten zur Auswanderung
nach FHriedensſchluß

Man ſchreibt uns:
Jn den verſchiedenſten Kreiſen der Vevölkerung, unter
dierten, Offizieren, Kaufleuren und Arbeitern, beſieht viel

fach die Abſicht aus zuwandern, um ſich im Ausland
eine Lebe nsſtellung zu erringen, die die deutſche Heimat
infolge der ſchwierigen wirtſchaftlichen Lage nicht zu bieten ver
mag. Da das frühere haupt ächlichſte Ziel der europäiſchen Aus
vanderung, die Vereinigten Staaten, für die erſten fünf Jahre
nach Friedensſchluß inſolge des erlaſſenen Einwanderungsver-
betes den Einwanderern verſchloſſen iſt, und die anderen feind
lichen Länder überhaupt nicht in Betracht kommen, ſetzt die über
eiſche Auswanderung ihre Hoffnungen in erſter Linie ger die
ſüd amerikaniſchen Länder, die während des Krieges
wutral geblieben ſind. Es erſcheint aber geboten, um Ent
äuſchungen vorzubeugen, darauf hinzuweiſen, daß gerade
dieſe Länder ſchon jetzt das Ziel einer ſehr ſtarken Auswande-
rung ſind. Nach Verichten amerikaniſcher Blätter hat ſeit etwa
zwei Monaten eine auſzerordentlich ſtarke Auswanderung aus
den Vereiniglen Staaten eingeſett, und an ihr ſind auch die

utſchen in großem Umfang beteiligt. Gerade ſie ſuchen aber
ganz überwiegend die Länder von Mittel und Südamerika auf.
Vefe ſtarke Abwanderung aus der Union iſt unzweifelhaft auf
de feindſelige Stimmung zurückzuführen,, die infolge des

ieges in den Vereinigten Staaten gegen die Deutſchen herrſcht.
bevor alſo aus Deutſchland ſelbſt Auswanderer wach Südamerika
langen können, iſt dort jedenfalls ſchon ein Teil des vorhande
wen Vedarfs an Arbeitskräften gedeckt. Dieſe Tat'ache ſollte in
Deutſchland beachtet werden. Aber auch die neutralen eursavpäi
hen Länder bieten durchaus nicht ſo günſtige Ausſichten für
eine Auswanderung, wie vielfach angenommen wird. Jn den
diſchen Staaten beiſpielsweiſe haben Deutſche, wie von ſehr

unterrichteter Seite mitgeteilt wird, nur Ausſicht auf eineKnie wenn ſie der betreffenden Landesſprache
kommen mächtig ſind und eine abgeſchloſſene Berufsaus
vildung beſitzen. Wo dieſe Vorausſetzungen fehlen, muß vor
einer Auswanderung in dieſe Länder dringend gewarnt werden.

Politiſche Streiflichter
Deutſchnationale Anfrage wegen ungeeigneter Beſetz

ung eines Landratsamts. Die Abgeordneten- Matſchke
witz, D. Reinhard, Weißermel, Hache und Ge-
noſſen haben in der Preußiſchen Landesverſammlung fol
gende förmliche Anfrage geſtellt:

Für den Kreis Putzig (Wpr.) iſt der Gaſtwirt
Kobbenbrink zum kommiſſariſchen Landrat beſtellt worden.
Die überwältigende Mehrheit der Kreisbevölkerung lehnt
ihn als Landratsamtsverwalter ab, weil er nach ſeinen
moraliſchen und ſonſtigen Eigenſchaften rückſichtlich
Vorbildung und Erfahrung nicht den berech
tigten Anſprüchen genügt, um dieſem Vertrauenspoſten
vorzuſtehen. Die zugeſagte Unterſuchung ſchwebt bereits
ſeit Mitte April. Es herrſcht außergewöhnliche
Erregung bei den Kreiseingeſeſſenen darüber, daß die
Beſeitigung des Herrn Kobbenbrink noch immer nicht er-
folgt iſt. Was gedenkt die Staatsregierung zu tun, um
den kommiſſariſchen Landrat ſchleunigſt zu entſernen?

Ein gutes Beiſpiel. Auf Veranlaſſung des Deutſch
nationalen Kreisvereins Homberg Bez.Kaſſel) haben ſich zahlreiche Landwirte bereit erklärt,
wöchentlich eine Anzahl Eier zum Preiſe von 30
Pfennig das Stück der Sammelſtelle zuzuführen.Hoffentlich findet dies gute Beiſpiel recht viel Nachahmung!
Es iſt wenigſtens an einem Ende ein Anfang zum Abbau
der immer unerträglicher werdenden Lebensmittelteuerung.
Jn den letzten Monaten, unter der revolutionäven Wirt-
ſchaft ſind ja für alle wichtigen Lebensmittel, Brot, Kar-
loffeln, Fleiſch, Fiſche, Schmalz, Butter, Milch, Marmelade,
Zucker, die Preiſe zum Teil ſo ungeheuer in die Höhe ge-
ſchraubt worden, daß ſie für immer weitere Schichten uner-
ſchwinglich werden. Selbſt die in Menge vorhandenen
Nahrungsmittel wie Trockengemüſe, Frühgemüſe und
Secefiſche bleiben unverkäuflich und verderben wegen der
unſinnig hohen Preiſe, die verlangt werden, ſogar von amt-
lichen Stellen. So ſind wir auf dem beſten Wege, trotz
vorhandener Lebensmittel zu einer künſtlichen Hungers-
not zu kommen, wenn nicht ſehr bald ein wirkſamer Abbau
der Preiſe ſtattfindet. Daß er möglich iſt, beweiſt obiges
Beiſpiel aus Heſſen.

Wie Sozialiſten das Selbſtbeſtimmungsrecht in der
Gemeinde achten! Aus Drieſen in der Neumark wird uns
geſchrieben: Hier fand am 3. Juni eine Stadtverordneten
ſitzung ſtatt, in der ſich die Mehrheitsſozialiſten folgendes
Stückchen leiſtebhen: Die bürgerliche Mehrheit der Stadt
verordnetenverſammlung hatte, der Anregung des Mini-
ſters folgend, die Zahl der Mitglieder des Arbeiterrats auf
eins beſchränkt und für dieſes Mitglied 10 Mark täglich be-
willigt. Dagegen veranſtaltete „die organiſierte Arbeiter
ſchaft“ einen einſtündigen Proteſtſtreik und einen Demon-
ſtrationszug. Um 6 Uhr abends am 3. Juni begab ſich ein
Zug von ungefähr 400 bis 500 Männern, Frauen und Kin-
dern unter Führung des Vorſitzenden des ſozialiſtiſchen
Kreisvereins nach dem Rathauſe. Hier wurde eine Abord
nung von 15 Mann in die gerade tagende Stadtverord-
netenverſammlung geſchickt. Dieſe verlangten in erregtem
und drohendem Tone unter Hinweis auf die draußen
ſtehende Menge ſofortige Aufhebung jenes Beſchluſſes, Ve
willigung von mindeſtens 12 Mark täglich für zwei
Arbeiterratsmitglieder, alſo eine Mehrbelaſtung von 14 Mk.
täglich für die Stadt. Das Eigenartigſte an der Abord-
nung wie an dem Demonſtrationszuge war, daß ſie zum
großen Teile gar nicht aus Drieſenern, ſondern aus Ar-
beitern anderer Ortſchaften beſtanden. Auswärtige wollten
den Drieſenern ihren Willen aufzwingen. Das nennt man
Selbſtbeſtimmungsrecht! Als die Forderungen nicht um-
gehend bewilligt wurden, ſtürmten lärmend Dutzende von
weiteren Sozialiſten die Straße herauf, drangen in den
Sitzungsſaal ein, verteilten ſich dort, fuchtelten den bürger-
lichen Stadtverordneten mit der Fauſt vor der Naſe herum,
ſchrien ſie an: „Na, wird's jetzt bald!“ „Schieber, Blut-

hunde!“ „Haut die Kerle!“ „Schmeißt ſie raus!“ u. a.
drängten ſich immer weiter, fingen an zu Tätlichkeiten über
zugehen und zwangen ſie auf dieſe Weiſe ſchließlich, die
ſozialdemokratiſchen Anträge zu bewilligen. Dann wurde
der Bürgermeiſter noch gezwungen, dieſe Bewilligung den
unten verſammelten Demonſtranten mitzutcilen. Ein
Muſſterbeiſpiel ſozialiſtiſcher Freiheit und ſozialiſtiſcher
Achtung vor dem Willen der Mehrheit!

Revolutionsfrüchte. Eine Trauerfeier für die im
Kriege gefallenen Mitglieder der Berliner Univerſität fand
dieſe Tage im Dom ſtatt. Als die Teilnehmer, noch tief
ergriffen, das Gotteshaus verließen, mußten ſie es erleben,
daß mehrere davor herumſtehende junge Burſchen ſie mit
der lauten Bemerkung begrüßten: „Da kommen die Blut-
hunde!“ Ein älterer Herr, der das hörte, überwand ſeine
Empörung, trat zu den Burſchen und ſagte: „Wir haben in
Trauer unſerer Toten gedacht. Verſtehen Sie das nicht?
Tun Sie das nicht auch mit Jhren Toten?“ „Ach was,“
entgegnete einer der Burſchen. „Was waren denn das für
welche? Das waren ja auch lauter ſolche Bluthunde!“
Das ſind Revolutionsfrüchte. Jeder Soldat, jeder Vater-
landsverteidiger iſt für viele Elemente ein Bluthund! Wie
ſagte doch Cohen-Reuß: Fünfzig Jahre lang haben wir
Sozialdemokraten das Volk gegen die bürgerliche Geſell-
ſchaft verhetzt, trotzdom wir wußten, daß wir damit über-
trieben, jetzt zeigen ſich die Früchte. Solche Früchte mögen
freilich auch den heutigen Negierungsmännern unerwünſcht
ſein; aber ſie kommen auf ihre Rechnung und laſſen ſich
nicht abſchütteln.

Die Plünderungen im Kronprinzen-Palais. Jm Auf-
trage der Familie des Kronprinzen werden jetzt Nach-
forſchungen nach dem Verbleib von Wertſachen angeſtellt,
die in den Revolutionstagen aus dem Kronprinzenpalais
Unter den Linden geſtohlen worden ſind. Schmuckſachen
von hohem Werte fielen den in die Gemächer der kron
prinzlichen Familie damals eingedrungenen Revolutio-
nären in die Hände, ſo ſilberne Toilettengegenſtände, eine
ſilberne Standuhr, fünf goldene, mit Edelſteinen beſetzts
Taſchenuhren, eine kleine goldene Knopflochnhr, von 1Zentimeter Durchmeſſer, ein goldener Federhalter nitt wird am

zenſur.

T Fapbiren ein goldener Bleiſtift und ein Petſchaft mik Edel
ſteinen, ferner elf ſilberne Zigarettendoſen, zumeiſt Ge
ſchenke fremder Fürſtlichkeiten. Weiterhin ſind 14 goldene
Zigarettenetuis entwendet worden, unter denen ſich ein Ge
ſchenk des Königs von Italien befand, ferner ein ſolches
der Stadt Hamburg. Bei dieſen Diebſtählen wurden auch
andere Vehälter geöffnet und ihres Jnhaltes beraubt. Die
kronprinzliche Familie hatte durch ihren Rechtsbeiſtand bei
der Stadt Verlin einen Schadenerſatzanſpruch für die ge-
raubten Wertſachen und die Schäden an dem Palais ein
gereicht, war jedoch gleich allen anderen Antragſtellern mit
der Begründung abgewieſen worden, daß die Stadt bei
Tumulten und Aufruhr nicht für entſtandene Schäden hafte.

Die Demokratie in Nöten. Gar ſchlimm ergeht es der
Demokratiſchen Partei. Das erſieht man aus einem
ſchvarzrotgelb umrandeten Rundſchreiben, das ihre Reichs
geſchäftsſtelle in Berlin verſchickt. Es iſt ein Notſchrei, und
zwar enthält er Nöte, die man bei dieſer Partei am wenig-
ſten vermutet hätte. „Wir ſind“, ſo heißt es da, tatſächlich
in der Geſahr, um die Früchte aller früheren Arbeit ge-
bracht zu werden, die demokratiſche Sache zurückgehen zu
ſehen“, weil es in den demokratiſchen Parteikaſſen öde
und leer ausſieht. Erſtaunlich bei einer Partei, die, wie
ſie ſelbſt ſagt, „von böswilligen politiſchen Gegnern als die
Partei des internationalen Großkapitals verſchrien“ wird.
Und man meint, was ja bei der geſamten Anſchauungs-
weiſe der Demokraten nicht verwundern kann, ſobald das
Geld wieder im Kaſten klinge, ſei die Partei gerettet. Des-
halb ſolle jedermann ein Scherflein geben, „iede Gabe, auch
die kleinſte, iſt willkommen!“ „Die Freunde im ganzen
Lande“ ſollen ihre kleinen Beiträge zuſammenkratzen, ehe
es ganz zu ſpät iſt. Und die Geldſchränke des „Verliner
Tageblatts“, des Tiergartenviertels, der „Frankfurter
Zeitung“? fragt der Leſer erſtaunt. Haben dieſe klugen
Ratten das demokratiſche Parteiſchiff verlaſſen? Dann
muß es allerdings böſe um ſie ſtehen. Ueberall ſchlimmſter
Stimmenſchwund und Mandatverluſte; alſo kein Vertrauen,
kein Kredit mehr im Volke! Und nun auch kein Geld mehr
zur Agitation! Da werden ſichs diejenigen, die jetzt in
dieſer letzten Not in die Taſche greifen ſollen, doch vielleicht
dreimal überlegen, ob ſie gerade diejenigen ſein müſſen,
die mit ihren Groſchen die zuſammenbrechende demokratiſche
Partei retten ſollen.

Trennung der Sozialiſten in Braunſchweig,
Die Fraktion der Unabhängigen hat beſchloſſen, das Kompro
miß mit den Rechtsſozlaliſten zu löſen. Der Austritt
der unabhängigen Volkskommiſſare aus ihren Aemtern ſoll er
wogen werden.

Generalleutnant Leo v. Kramſta in Hannover feiert am
12. Juni ſein 50jähriges Militärjubiläum. Am 25. Mai 1852

trat er am 12. Juni 1869 in das weſtpreußiſche Küraſſier-
tegiment Nr. 5 in Herrnſtadt ein, in dem er ſich in Frankreich

das Eiſerne Kreuz 2. Klaſſe erwarb. 1887 zum Rittmeiſter, 1895
zum Major befördert, wurde er 1900 zum Kommandeur der Ka-
vallerie-Offizierreitſchule des Militärreitinſtituts in Hannover
ernannt und 1901 zum Oberſtleutnant befördert. Jm Jahre
1904 wurde er Kommandeur der Seyolitz-Küraſſiere in Halber
tadt, wo er am 24 Mai 1904 zum Oberſten befördert wurde.
achdem er am 29. März 1906 zum Kommandeur ver 6. Ka-

valleriebrigade in Brandenburg a. H. ernannt und am 21. März
1908 zum Generalmajor befördert war, trat er am 20. Februar
1911 in den Ruheſtand über. Jm großen Kriege war er zunächſt
Gouverneur von Weſtflandern und erwarb ſich ſpäter als Kom
mandeur einer Reſerve-Jnfanterie-Diviſion bei Neo-Georgiewſk
das Eiſerne Kreuz 1. Klaſſe.

Der Geſetzentwurf über die Betriebsräte. Bei der im
Arbeitsminiſterium eingeſetzten Kommiſſion zur Beratung des
Voventwurſs über ein Betriebsrätegeſetz beſchränkten
ſich die Beratungen auf Entgegennahme von Anregungen on
Arbeitgebern und Arbeitnehmern ſeitens des Regierungsber-
trebers. Jn der Wahlrechts vorlage verlangten die
Arbeitnehmer eine weſentliche Herabſetzung der Alters-
Wurt“ während die Unternehmer eine Heraufſetzung ver

igten. Es gelang bisher nicht, eine Klärung über die Befug-
niſſe der Betriebsräte herbeizuführen; beſonders tief e ſich
die Kluft bei der Beratung über den wirtſchaftlichen Aufgaben-
kreis. Die zweite Leſung dürfte in 14 Tagen ſtattfinden.

Geſetzentwurf über Rückzahlung der Familtenunterſtützungen.
Wie man uns ſchreibt, wird bei der zuſtändigen Reichsbehörde
ein Geſetzentwurf ausgearbeitet, der auf Grund des S 12 des
Familienunterſtützungsgeſetzes ſich mit der Rückzahlung der von
den Lieferungsverbänden verauslagten Mindeſtſätzen der Fami-
lienunterſtützungen befaßt und den Zeitpunkt der Rückzahlung
feſtlegt. Seitens der Reichsregierung ſind wiederholt Rück
zahlungen bewirkt worden, die insgeſamt 1 550 435 Mk. betragen.,
Außerdem haben die Lieferungsverbände die Hälfte der gewähr-
ten Zuſchüſſe entſprechend den Verordnungen des Bundesrats
vom 2. Oktober 1917 und vom 28. September 1918 monatlich
ausgezahlt erhalten. Jetzt hat das Reichsfingnzminiſterinm eine
weitere Milliarde zur Verfügung geſtellt, deren Auszahlung an
die Lieferungsverbände zurzeit erfolgt. Es iſt nicht zu ver-
kennen, daß die wirtſchaftliche Lage der Lieferungsverbände eine
möglichſt ſofortige Rückzahlung der geſamten auf dem Gebiete

Familienunterſtützungsgeſetzes gemachten Aufwendungen
erwünſcht erſcheinen läßt. Solche wird ſich aber bei den Finanz-
verhältniſſen des Reiches nicht ermöglichen laſſen.

Der Wohnungsüberfluß in Straßburg. Während in allen
deutſchen Städten die Wohnungsnot immer ſchlimmer wird,
ſtehen die ſchönen Straßburger Häuſer in den neuen Vierteln
faſt leer. Jn der „Straßburger ver Zeitung ſind in derAusgabe vom 18. Mai Nr. 136 nicht weniger als 840 freie Woh
nungen, Läden, Büros uſw. ausgeſchrieben, darunter 134 mil
drei, 202 mit vier, 147 mit fünf, 84 mit ſechs Zimmern uſw.
Wenn das ſo weiter geht, dann iſt der Straßburger Hausbeſitz
nach einigen Jahren ruiniert und damit auch die Stadt ſelbſt.
Jmmer mehr erkennt man in Straßburg die große Gefahr, der
die Stadt durch die gewaltſame Austreibung der Deutſchen enk
gegongeht, aber niemand bringt den Mut auf, dagegen einzu
ſchreiten!

Weltausſtellung 1922. Wie die ſchweizeriſche Zentralſtelle
für Ausſtellungsweſen mitteilt, ſoll 1922 in Detroit in Amerika
(Michigan) eine Weltausſtellung ſtattfinden. Ueber die Zu-
laſſung oder die Ausſchließung der Deutſchen, die ſonſt von ſo
mancherlei internationalen Beziehungen ausgeſchloſſen werden,
verlautet in dieſer Meldung nichts.

Der Achtſtundentag in der Rheinpfalz. Das alliierbe Ober
kommando hat die Einführung des Achtſtundentages für die
Eiſenbahnarbeiter der beſetzten Rheinpfalz beſchloſſen.

Kommandowechſel. Auf Befehl des ſächſiſchen Miniſteriums
für Militärweſen hat General Frotſcher, Kommandeur der
zweiten ſächſiſchen Grenzjäßger (ReichswehrBrigade Nr. 19), den
Oberbefehl in Leipzig mit den Rechten und Befugniſſen des
Generalmajors Maercker übernommen,

Die „Leipziger Volkszeitung“ erſcheint wieder. Das Verbot
der r lkszeitung“ iſt aufgehoben worden. Das Blatt

dontag wiedex erſcheinen, und zwar zunächſt ohne Vor
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Die größte Gefahr für die deutſche Wirtſchaft
Die deutſche Wirtſchaft iſt von einer der größten Gefahren

bedroht, e bisher entgegengetreten ſind. Das Reichswirt
sminiſterium will ihr mit der „Planwirtſchafk“ zu

Die Führer der deutſchen Jnduſtrie ſind ſich wohl bewußt,
neue Zeit gang neue Bedingungen ſtellt. Ganz an der

ben Stelle, wo wir 1914 aufgehört haben, können wir nichtwieder anfangen. Ein etra der es Stück Gemein-
wirtſchaft wird notwendig ſein. Darüber gibt ſich
niemand einem hin. Aber niemals darf dieſe Gemein-
wirtſchaft ſo weit gehen, daß die Lebensfähigkeit der deutſchen

ü n in Frage geſtellt wird. Dies aberrch die Pläne des Reichswirtſchaftsminiſteriums, das
meiſten Jnduſtrien die freie Wirtſchaft überhaupt auf

heben und ſie in eine gebundene, eine zünftleriſche, eine „Plan-
wirtſchaft“ überführen will. Ganz klar geht aus den bisherigen
Offenbarungen des Reichswirtſchaftsamtes nicht hervor, wie weit
die Befugniſſe der geplanten ſog. Selbſtverwaltungskörper der
r gehen ſollen. Es ſcheint aber, als wenn man tatſäch
lich daran denkt, ihnen derartige Vefugniſſe zuzuerteilen, wie ſie
im Mittelalter die Zünfte beſaßen, ja, die vielleicht darüber noch
hinausgehen. Zunächſt ſoll wohl die Errichtung neuer Unter
nehmungen von der h abhängigwerden wobei dann die Geſamtheit der beſtehenden Unterneh-
mungen eines Jnduſtriezweiges darüber zu entſcheiden hätte, ob
das neue Unternehmen ein Bedürfnis erfüllt. Nicht ganz klar
iſt es ferner, ob man den Selbſtverwaltungskörpern die Befugnis
einräumen ſoll, Betriebe, deren Standort ſie für ungünſti
halten, oder kleinere Betriebe zu ſchließen, und ihre Quoten au
andere zu übertragen, überhaupt Zuſammenlegungen
aus Gründen einer angeblich vationelleren Betriebsweiſe vorzu
nehmen. Anzunehmen iſt, daß die Zwangsſhndikate das Recht
erhalten ſollen, dem einzelnen Betriebe genau vorzuſchreiben,
was, wie und wieviel er produzieren darf. Die Aufnahme neuer
Produkte, neuer Betriebsverfahren. die Jnangriffnahme neuer
Jdeen und Methoden, die Verwirklichung von Erfindungen und
überhaupt die eigene Jnitigtive des Induſtriellen in jeder Form
wäre damit von der Genehmigung ſeitens der Geſamtinduſtrie
abhängig gemacht. Zur Entſcheidung über Anträge ſeitens eines
Induſtriellen wäre aber nun nicht nur, wie bei der Zunft, ein
einziges Organ berufen, nein, die den zuſtändigen Verbänden
übergeordneten Jnſtanzen oder irgend eines der den fachlichen
Organen gleichgeordneten terrikorialen Organe hätten Ein
ſpruchsrechte. Ehe dann ein ſolches Verfahren völlig durch
geführt wäre, wird meiſt die ganze Frage ſchon wieder ingktuell
ſein. Glaubt jemand im Ernſt, daß ſich auf dieſe Weiſe in
de Jnouſtrie neues Leben bilden wird? Glaubt jemand,

des Wiederaufbaues zu fördern?
ſchinerie wäre das Ende der deutſchen Jnduſtrie-
wirtſchaft. Dieſer komplizierte Mechanismus würde den
letzten Funken, von Unternehmungsgeiſt er-ſt i cke n. Niemand würde mehr Intereſſe haben, neue induſtrielle
Gedanken durchguführen, neue, den Weltmarktbedürfniſſen abge
lauſchte Artibel einzuführen oder ſonſt ſich irgendwie ſelbſtändig
zu regen, wenn er ſeine Pläne vor einem komplizierten Be
wilſigungsmechanismus überantworten müßte. Nie-
mandem würde damit gedient ſein. Die deutſche Jn
duſtrie wirtſchaft würde zugrunde gehen, und der
radikale Sogialismus würde, wie es bereits ausgeſprochen wor-
den iſt, in einem ſolchen „Kapitalſoziglismus“ nicht im mindeſten
ein Ziel ſeiner Wünſche erblicken. Möge man bald gewiſſe Per-
ſönlichkeiten des Reichswirtſchafts miniſteriums in die Lage ver
ſeben, daß ſie nicht den traurigen Ruhm einernten können, der
Totengräber der deutſchen Volkswirtſchaft zu
werden

Volkswirtſ überhaupt
dur

Nein, dieſe komplizierte Ma-

Saatenſtand in Preußen:
Für Anfang Juni ergeben ſich nach der „Stat. Corr.“

im Vergleich zu den vorhergehenden Monaten folgende Begut
achtungsziffern:

Juni Mai Avril Juni Juni
1919 1919 1919 1918 1091

Winter- Weizen 27 2,6 2,7 2,5 2,9Sommex- Weizen 2.9 S 27 25Winter- Roggen 2,9 2,8 2,6 2,6 3,1Sommer-Roggen. 8,0 S 3,1 3,0Sommer erſte 2,8 S 2,8 2,7Hafer 2,9 S 2 28 2,7Kartoffeln. 27 S 2,7 2,9ucke rrü b en e 2,9 n n 27 2 8utterrüben 3,1 S S 2,9 2,9aps und Rübſen e 2,7 2,8 2,6 2,5 3,0Flachs Lein) e 2,9 gende T 2,8 27Klee 3,1 2,9 3,0 2,5 2,9Zugerne 30 28 2,5 2,7 2,7Rieſel- Wieſen 31 2,9 23 26 258Andere Wieſen 54 3,1 3.0 3,1 3,1
Jn den Bemerkungen hierzu wird darauf hingewieſen,

daß ein irgendwie verwertbarer oder zuverläſſiger Schluß auf
das wirkliche ſpätere Ernteergebnis ſich auf die jetzigen Noten
noch nicht aufbauen läßt, da die Entwicklung der Sommerfrüchte
erſt beginnt und die Weiterentwicklung und das Gedeihen der
Winterung gang beſonders von der Witterung im laufenden
Monat und von noch vielerlei andern Einflüſſen abhängen.
Jmmerhin ſind die Ziffern bis jetzt nicht ungüniig mit Aus
nahme derjenigen für Wieſen, deren Stand wenig anſpvricht.

Die Abgabe vom Vermögenszuwachs
Der Entwurf eines Geſetzes über die Kriegs

abgabe vom Vermögenszuwachs wird in den nächſten
Tagen der Nationalverſammlung zugehen. Er iſt vom Stagaten-
ausſchuß bereits genehmigt worden, weiſt aber auf eine ſtarke
Meinungsverſchiedenheit zwiſchen Staatenausſchuß und Regie-
W in bezug auf die Höhe der Kriegsabgabe hin. Während
nämlich die Regierung vorſchlägt, den Vermögenszuwachs,
der die Summe von etwa 200000 Mark überſteigt,
fortzuſteuern, will der Staatengausſchuß die Grenze der
Vermögenszuwachsabgabe bei 440 000 Mark ziehen, da er
von der Erwägung ausgeht, daß der Regierungsvorſchlag eine
zu große Beſchneidung der Entwicklung von
Handel, Jnduſtrie und Landwirtſchaft bedeutet. Von Einzel-
heiten des Geſetzentwurfes wurde folgendes mitgeteilt:

Abgabepflichtig ſind alle im Beſitzſteuergeſetz vom
3. Juli 1918 genannten Perſonen. Als Vermögenszuwachs gilt
der Unterſchied zwiſcher dem Anfangsvermögen, welches nach
den Vorſchriften des Beſitzſteuergeſetzes vom 3. Juli 1913 29)
der erſtmoligen Beſitzſteuerveranlagung zugrunde zu legen war,
und dem Vermögensſtande am 81. Dezember 1918.

Grundſtücke, die der Abgabepflichtige erſt nach dem
1. Auguſt 1914 erwarb, dürfen bei Feſtſtellung des Endvermögens

ſeinem geringeren Werte als dem Beirage der Veha ne koſten eingeſetzt werden. Vom letzteren ſind diea die Verſchlechterung

Volkswirtſchaft

er Ueberzunftgeiſt imſtande ſein wird, den Geiſt

entſtandenen Wertverminderungen ab

Die Abgabe wird nur erhoben, wen das Endvermögen
10 000 Mark überſteigt. Abgabepflichtig iſt nur der den
Betrag von 5000 Mark überſteigende Vermögenszuwachs. Die Staffelung der Abgabe
iſt aus nachſtehender Aufſtellung zu erſehen.

Vom abgabepflichtigen Vermögenszuwachs, nach
Faſſung der Reichsregierung:

10 für die erſten angefangenen oder vollen 10000 M.,
20 9 für die nächſten angefangenen oder vollen 10000

9 a v 2 7 20 00040 9 v v e 50 000 v650 100 00060 3 100 00080 96 v 200 000100 für die weiteren Beträge.
Faſſung des Staatenausſchuſſes:

10 für die erſten angefangenen oder vollen 10 000 M.,
15 für die nächſten angefangenen oder vollen 10 000

20 90 v v 2 10 00025 20 00030 96 I 2 I 50 000 I40 96 3 l I 100 000 v5070 „100 09060 90 200 000 u70 9 2 w 200 00080 96 2 e v 300 000 x90 96 v e r e r 500 000100 5 für die weiteren Beträge.

Geſellſchafts- Abſchlüſſe
David Richter A.G. in Chemnitz. (Drahtbericht.) Der

Aufſichtsrat beantragte für das abgelaufene Geſchäftsjahr die
Verteilung einer Dividende von 10 Proz. (i. V. 16 Proz.).
zur Verteilung

Gewerkſchaft Burbach, Beendorf. (Drahtbericht.) Jn der
Gewerkenverſammlung wurde mitgeteilt, daß Krügershallaktien
und Walbeckkuxen verkauft ſeien, um das Werk liquid zu er
halten. Der Abſatz in den 5 erſten Monaten ſei um 5 Mil-
lionen Doppelzentner K. O zurückgeblieben. Chlorkalium ſei
bisher nur um 100 Proz. geſtiegen. Nach dem
bericht betrage der Rohgewinn 5,11 (3,54) Millionen Mark. Die
Betriebsausgaben belaufen ſich auf 2,21 Millionen Mark. Als
Gewinn ſind rund 2 Millionen Mark ausgeworfen, 1 Million
wird als Ausbeute ausgeſchüttet und 589 (141) Mark neu vor
getragen.

Gewerkſchaft Walbeck. (Drahtbericht) Jn der Ge
werkſchaftsver ſammlung wurde die Genehmigung der Anleihe
von 3 Millionen Mark vertagt. Der Rohgewinn beträgt 38,16
(3,47) Millionen Mark, die Betriebsabgaben 2,9 (2,23) Millionen
Mark, der Reingewinn 508 346 Mark. Als Ausbeute kommen
350 000 Mark zur Ausſchüttung. Der Vortrag beträgt
140 846 Mark.

x Konſolidiertes Braunkohlenwerk Karoline bei Offleben.
(Drahtbericht.) Die Generalverſammlung genehmigte den Ab-
ſchluß und die Ausſchüttung einer Dividende von 30 Prozent.

e Teutonia, Verſicherungs-A.-G. in Leipzig. (Drahtbericht
Der Aufſichtsrat bringt 15 Prozent (i. Vorj. 20 Prozent) in
Vorſchlag.

Geldmarkt und Banken
Wochenbericht über den Markt der Kaliwerte. (Mittek-

deutſche Privatbank A.-G.) Nach den Pfingſttagen griff eine
weitere zuverſichtliche Stimmung an den Börſen und Effekten-
märkten Platz. Der innerhalb des Vieverrates offenbar be
ſtehende Zwieſpalt, inwieweit den deutſchen Gegenvorſchlägen
entſprochen werden müſſe, wurde von Publikum und Speku-
lation weiter in einem günſtigeren Sinne für den Ausgang der
Verſailler Verhandlungen ausgelegt. Die Befeſtigung des Kurs
niveaus machte weitere Fortſchritte, ohne daß die Börſen auf
faſt allen Gebieten ihre große Zurückhaltung, die auch zur Folge
hatte, daß ſich im allgemeinen eine einheitliche Tendenz nicht
herausbilden konnte, aufgaben. Gegen Schluß der Woche nahm
die Luſtloſigkeit im Effektenverkehr mehr zu, denn ſoweit man
ſich aus den letzten Nachrichten überhaupt ein Bild machen kann,
darf angenommen werden, daß innerhalb des uns vorgelegten
Friedensvertrages kaum nennenswerte Aenderungen gemacht
werden dürften, wenn auch mit einem Ergänzungsvertragsent-
wurf zu den Friedensbedingungen, der uns die Ausführungen
gewiſſer Beſtimmungen erleichtern und ermöglichen ſoll, gerechnet
werden kann. Zu den außenpolitiſchen Momenten traten auch
wiederum innerpolitiſche Fragen, angeregt durch den ſozialdemo-
kratiſchen Parteitog in Weimar. Die Rede Scheidemanns, die
Auslaſſungen Eberts und die Enthüllungen Noskes blieben ohne
nennenswerten Einfluß auf die Haltung des Effektenmarktes;
ebenſo übte bei der Luſtloſigkeit der Börſen die vom Kohlen
ſyndikat beſchloſſene Preiserhöhung auf die Geſamttendenz des
Marktes keine Wirkung aus (nur Kohlenwerte lagen feſter); man
neigte im allgemeinen vielmehr dazu, die einſchneidenden Folgen
dieſer Maßnahme auf die allgemeine wirtſchaftliche Lage in Be
tracht zu ziehen. Vermutungen über wieder eintretende Streiks
beeinträchtigten ferner gegen Schluß der Berichtswoche die
günſtigere Auffaſſung im Effektenverkehr. Der neue Entwurf
für die Neuvegelung der Kaliwirtſchaft, der in einer vorgeſtrigen
Sitzung des Sachverſtändigenrates für die Kaliwirtſchaft be
ſprochen und erläutert wurde, trägt den Gedanken der Selbſt
verwaltung. Der Reichskalirat und das Syndikat als Vertriebs-
gemeinſchaft ſollen weiteſtgehende Freiheit in Verwaltung der
Kaliwirtſchaft erhalten und die Verteilungsſtelle und Berufungs-
kommiſſion ſollen als Kali-Berufungs- und Prüfungsſtelle dem
Reichskalirat angegliedert werden. Der Verkehr auf dem Kali-
kuxenmarkte bewegte ſich bei freundlicher Grundſtimmung nur
ſchleppend. Die Umſätze waren nur gering. Jmmerhin waren
verſchiedentlich private Kaufaufträge für gute Ausbeutewerte wie
Alexandershall, Burbach, Neuſtaßfurt, Kaiſeroda, Glückauf-Son-
dershauſen, Sachſen-Weimar, Wiſhelmshall und Wintershall,
deren Kurſe ſteigende Richtung nahmen, im Markt feſtgzuſtellen.
Der Bericht Alexandershall übte keinen beſonderen Einfluß auf
die Kursbewegung aus. Von mittleren Werten ſtanden
Heringen, Hüpſtedt, Salzmünde, Siegfried I, Siegfried-Gießen,
Volkenroda und Walbeck zu gebeſſerten Kurſen im Verkehr.
Elſäſſiſche Kuxe lagen ſehr vernachläſſigt und im Kurſe
etwa unverändert. Kleine Kuxe wie Walter, Richard, Ransbach,
Rothenburg, Rothenfelde und Friedrichroda wurden verſchiedent
lich etwas höher genannt ohne daß beachtenswerte Umſätze zu
ſtande kamen. Jn Kali- Aktien kam es mehrfach zu Um
ſätzen. Ronnenberg, Krügershall, Halleſche Kali und Heldburg
ſowie Hannoeverſche Kali und Saldetfurth konnten ihre Kurſe
aufbeſſern, doch wurden zum Wochenſchluß die Höchſtkurſe nicht
ganz behauptet. Kaliobligationen begegneten wieder
mehr Jntereſſe. Das Geſchäft darin war reger als in der Vor
woche.

Das Stückeverzeichnis bei Börſenagufträgen auf Wert-
papiere. Nach 88 3 und 4 des Bankdepotgeſetzes hat der Bankier,
der für einen Kunden als deſſen Einkaufskommiſſionär Wert
papiere gekauft hat, binnen drei Tagen dem Kunden ein Stücke-
verzeichnis der gekauften Effekten zu überſenden. Unterläßt er
das, ſo kann ihn der Kommittent zur Nach holung auf-
fordern, die dann in einer Friſt von drei Tagen zu erfolgen hat.
Erfolgt fie nicht frift- und formgereckt, ſo kann der Kommittent
innerhalb weiterer drei Tage erklären, daß er das Geſchäft zu
rückweiſe und Schadenerſatz fordere. Es fragt fich, ob es e
nügt, wenn der Kommiſſionär das Stückevergeichnis innerhalb der
dreitägigen Nachholefriſt ab geſandt hat, oder ob es inner

halb dieſer Friſt dem Kommittenten zugeſtelrt ſein muß.
Reich s gericht hat jetzt dieſe Frage, über die bisher Streit
herrfchte, im erſten Sinne, alſo zugunſten des Bankiers
entſchieden. In ſeinen Entſcheidungsgründen führt der
höchſte Gerichtshof aus: Das Oberlandesgericht nimmt an, daß
das Stückeverzeichnis binnen der dreitägigen Nachholunggsfrift dem
Kommittenten zugeſtellt ſein müſſe. Dem kann nicht zugeſtimm
werden. Es fällt gegen dieſe Auslegung erheblich ins Gewicht
daß es bei einer ſo kurz bemeſſenen Friſt geſeßoeberiſch nicht au.
gegeigt erſcheinen konnte, dem Kommiſſionär die Gefahr iner
Verzögerung der Briefbeförderung aufzubürden. Es iſt außer
dem zu berückſichtigen, daß bei weit von einander entfernten
Orten ein ſehr großer Teil der Friſt durch die Briefbeförderune
beiſpielsweiſe in ländlichen Verhältniſſen, in Anſpruch genommen
werden würde. Es ergibt ſich auch aus der Entſtewingsgeſchichte
des Geſetzes, daß der Geſetzgeber auf einem anderen Stand
punkt geſtanden hat. (Aktenzeichen: I. 20/19. 12. 4. 19.)

Aktienbrauerei Eiſenach in Eiſenach. Der Geſellſchaft iſt
die Genehmigung zur Ausgabe von Schuldverſchreibungen au
den Jnhaber bis zum Betrage von 248 000 Mk. erteilt worden

Verſchiedene Mitteilungen
Außenhandelsſtelle für Rauchwaren in Leipzig. Jn Ueher,

einſtimmung mit den Vertretern des Rauchwarenhandels hat die
Reichsregierung die Einrichtung einer Außenhandelsſtelle für
Pelzwerk verfügt. Zu dieſem Berufe ſoll der Außenhandelsſtelle
der Lederwirtſchaft eine Zweigſtelle in Leipzig ange-
gliedert werden. Dieſelbe iſt zur ſelbſtändigen Entſcheidung
aller einzelnen Anträge auf Ein- und Ausfuhr von Fellen, Roh
ſtoffen, Halb und Fertigfabrikate des Rauchwarenfaches er,
mächtigt. Mit der Leitung der Zweigſtelle Leipzig wird ein
ſtellvertretender Reichsbevollmächtigter betraut werden. Alle be
züglichen Angelegenheiten ſind ausſchließlich an die Außen-
handelsſtelle der Lederwirtſchaft, Abteilung Rauchwaren, Leipzig

Tröndlinring 2, zu richten. nEin deutſcher Milch wirtſchaftlicher Reichsverband. Die Um
wandlung des Deutſchen Milch wirtſchaftlichen Vereins in einen
Deutſchen Milchwirtſchaftlichen Reichsverband iſt zu erwarten
Kürzlich hat ſich das LandesOekonomie-Kollegium auch dahin
ausgeſprochen, daß die Beſtrebungen zur Zuſammenfaſſung der
auf dem Gebiete der Milchwirtſchaft wirkenden Kräfte in einen
Deutſchen Milch wirtſchaftlichen Reichsverband behufs kraftvoller
Betätigung für den Wiederaufbau der Milchwirtſchaft, einheit-
lichen Handelns und zur Gewinnung eines ange
meſſenen Einfluſſes an den maßgebenden
Stellen für ſehr zeitgemäß zu erachten find. Man erach'et
hierfür aber den gleichzeitigen Zuſammenſchluß
aller Jnlereſſenten zu provinziellen oderLandesabteilungen für dringend geboten und empfiehlt
daher den Landwirtſchaftskammern, in dieſem Sinne zu wirken.

„Der Reichsverband müßte ſeinerſeits die organiſche Verbindung
mit den provingiellen oder Landesabteilungen und mit den Land
wirtſchaftskammern herſtellen. Schließlich iſt auch ein enges
Zuſammenarbeiten des Milch wirtſchaftlichen Reichsverbandes mit
den zentralen land wirtſchaftlichen Vertretungen zur Erzielung
der beabſichtigten Erfolge unerläßlich.

Berliner Börlenberichte
Börſenſtimmungsbild. Wegen Befürchtung einer unbefrie

digenden Antwort der Entente war die Börſe verſtimmt. Deutſche
Papiere waren nahezu durchweg, wenn auch nicht erheblich, ab
geſchwächt. Jedoch lagen Bochumer und Harpener um Kleinig
keiten beſſer. Rombacher konnten eine anfängliche Beſſerung
um 3 Proz. nicht voll behaupten. Von chemiſchen Werten ge
wannen Badiſche Anilin und Glberfelder Farben 4 bzw. 2 Proz,
während Höchſter Farbwerke 83 Proz. verloren. Von Elektrizi
tätsaktien notierten Siemens und Halske etwa 4 Proz. niedriger.
Ausländiſche Eiſenbahnaktien lagen im Zuſammenhang mit der
Valutabewegung wiederum weſentlich höher. Kanada 349. Von
italieniſchen Bahnen waren Weſtſizilignig bevorzugt.

eher abgeſchwächt.
etwas nach. Kriegsanleihe wurde

Oeſterreichiſche und ungariſche
Kolonialwerte waren bei geringen

Werte bei kleineren guten
markt gaben deutſche Anleihen
zu 7534 bis 756 gehandelt.
Werte neigten zur Schwäche.
Umſätzen nicht behauptet.

Produktenbericht. Wie aus Berichten vom Lande hervorgeht,
nimmt die Ernte, begünſtigt durch das bisherige ſchöne Wetter,
einen recht befriedigenden Fortgang, und man hofft auf baldige
größere Zufuhren für den freien Handel. Ob eine völlige Frei-
gabe des Artikels erfolgen wird, iſt noch nicht ſicher.
beſteht dauernd ſtarkes Angebot. Lupinen ſtehen veichlich zur
Verfügung und ſind im Preiſe unverändect. Serradella ſtill.

Im freien Verkehr wurden nichtamtlieh ermittelt
Pisenbahn-Aktien: r gut 114.-flalberstadt -Blankenb. 80.50 ebhardt u. Co. eHalle-Hettstedter 70 Gebhardt u. König 84.75Schantungbahn 121. Gelsenkireh. Berghb. 151..
Alig. Lokal-Str. 131.- Glauziger Zuckerfbr. 245.25Gr. Berl. Str. 121, Hallesche Masch.-Fabr. lMagdeburger Str.-B. Hann. Masch. 7Lux. Prinz Heinrich. B. 285.50 Harpener Berg id2.25
Orientbahn 231,50 Hasper Eisen mSchiſtahrts- Akt. e chw.1 Höchster Farbw. 75Hamve. Pabettahrt Hoesch BEisen u. Stahl 19825Hambg.-Südamerika 142. Hohenlohe- Werro 96Hansa-Dampfsehitt 187.75 Humhboldt-Masch. nis
Nordd. Lloyd 90.50 ſise- Bergban

Banken: Kahla- Porzellan 3281,Bank für Thür. Kaliw. Aschersleben I5sl,-Berl. Handelsges. 144,75 Körbisd. Zncker- Akt.
Comm u. Diskontobank 116.50 Kyffhäuserhütte SDarmstädter Bank 106. Lahmeyer u. Co. 108Dess. Landesbank 110, Lanchhammer 125.75
Dentseche Bank Lanrahütt e.Diskonto-Comm. 145, Linke n Hofmann. 244,Dresdner Bank 124, Ludwig Loewe u. Co. 212.50Credit-Anst. Leipzig 128. Lothringer Hütte 139,Mitteld. Kreditbank 110.50 Mannesmannröhren 163.50

r Privat- Bank I108, Obersehi. Risenb. Bed. 103*,
Nationalbank do. Caro Heg. 139.75Oesterr. Kredit do. Kokswerke 174,Reichsbank 146, Orenstein u Koppel lInduatrie- Aktien Phönix-Bergb. eSchnitheiss- Brauerei 235, Rhein. Metall-Vorz 140
AEt- f. Anilin 215. Rhein StahlwarenAllgem. Elektr. Ges. IG66 25 Riebeek. Montan 16
Ammendorfer Papierf. Rombacher HüttenAnhalter Kohlenw. 154 Roseitzer Braunk. WAnnaberger Steingut 168,- Rositzer Zneker 13
Badische Anilin 202, Sangerhäuser, Maseh. WBergmann Elekt. Akt. 135.50 Hugo Schneider u. Co. 175
Berl. Masch.- Bau 185.50 Sehuekert u. Co. 1152
Bismarckhütte 176.7 Siemens u. Halske rBochumer GuBetahl l 1062.50 Stettiner VulkanChem. Fabrik Buekan Stollberger Zinkh. 19Chem. Griesheim 172.50 Strals. Spielkarten WChem. v. Heyden 18b, Thale-Bisenhütte tConsolidation Schalke 21]. Triptis- Akt. -Ges.
Cröllwitzer Papierfkabr. 201.75 Türkische TabakregioDaimler-Motoren 172.75 Ver. Köln-Rottweiler Fi-
Deutseh-Iuxemburg 146,50 Glanzetotf Elberk. 3 7
Deutsche Uebersee- El 218. Wegelin u. Hübner
Deutsche Erdöl 284, Wersech.-Welssenf. Brk.Deutsche Gasglühl. 289,50 Westeregeln-Alkali iDeutsche Kali 157 Wittener Gußstahl eDeutsche Waff. u. Mun 202.50 Wrede-Mälzerei lI6.Donnersmarkhütte 165, Zeleh.-Kriebitseh. Brk. 2
Döring u. Lehrmann 93. Zeitzer Masch.Dürkoppwerke 268. Zelistotf Walthof rEibertfelder Farben 249.50 otavi-Minen II
Felten u. Guilleaume e

Hauptſchriftleuer Heimur Volircher (Verretiſt eVerantwortlich ſür den politiſchen Teil t. V. Hans Heiling; für
wirt chaf und Sport: Hans Heiling: ar den geſamten übrigen redaktio

anyeentel, v 77 eatenteil: Paul Kerſten; ſämt in e a.Bertag und Lug der Halleſchen Otto Thiele
Verlagsdirektor: Robert Poetzſch.
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„„„J„J enHalle uns Amgebng
Halle, 15 Juni.

vor der Entſcheidung
Die nächſten Stunden werden endgültig über Deutſch

s Geſchick und ſeine Stellung im Rate der Völker ent
iden. Seitdem es eine deutſche Geſchichte gibt, hat unſer

ſt unter keinem ſo furchtbaren Drucke geſtanden wie jetzt.
m ſchwerſten Erſchütterungen des Weltkrieges folgte eine
nwälzung im Jnnern, wie ſie in Deutſchland noch nicht
geht worden iſt. Und nun will man uns einen Frieden
zſchreiben, gegen den ſelbſt wenn noch ſo erhebliche
yſtriche vom urſprünglichen Erdroſſelungsentwurf ge
ht werden ſollten ſich jedes geſunde nationale
9 finden aufs äußerſte ſträubt.

Die ſchier unerträgliche politiſche Spannung hat ihren
pfelpunkt erreicht. Aber je mehr ſie ſich zuſpitzte, wird
er ernſter Denkende doch unweigerlich geſpürt haben, daß
derartigen Entſcheidungszeiten die hohe Politik allein

t über Sein oder Nichtſein eines Volkes entſcheidet. Sie
eilt und handelt unter dem Geſichtspunkt der praktiſchen
peckmäßigkeiten für den Staat und ſucht nach den beſten
iteln zu ihrer Verwirklichung. Gewiß ſpielen auch da
z eine ganze Reihe idealer Unwägbarkeiten mit, aber ſie

den faſt nie den Ausſchlag geben. Wenn irgend etwas,
es uns dieſes neueſte „Friedensinſtrument“ offenbart,
dem von „Gerechtigkeit“, „Verſöhnung“ und dem hohen
al eines allgemeinen „Völkerbundes“ gar viel die Rede

während nackter Staatsegoismus ſelten ſo kraß die
er geführt hat! Abermals hat ſich in erſchreckender
iſe die gähnende Kluft aufgetan, die zwiſchen politiſchen
atserwägungen und den ſittlichen Forde
ingen in der Menſchenbruſt beſteht. Aber,

jetzt ſchon vielfach und zwar keineswegs bloß in
utſchland die Befürchtung laut wird, daß der bevor
hende Friede, wenn dieſe Forderungen vergewaltigt wer
unbedingt den Keim zu neuen Kriegen legen muß, ſo

weiſt dies nur, daß die ſittlichen Geſetze eben doch auf die
wer ſtärker ſind als alle noch ſo raffinierte Staatskunſt;

Erfahrung, die auch in der Geſchichte aller großen
wolutionen wiederkehrt, wenn man ihren bleibenden Er
g ins Auge faßt.

Für uns erwächſt daraus die einſchneidende Lehre, daß,
wir den Friedensvertrag nun unterſchreiben werden oder
ht, wir nicht von ſeinen Paragraphen und den politiſchen
gerungen daraus das Urteil über Deutſchlands Zukunft
in abhängig machen dürfen. Die endgültige Ent
idung über ein Volk und ſeinen Beſtand liegt niemals
ſeiner politiſchen Weitergeſtaltung, auch nicht in ſeiner
ellung zu den ſozialen Fragen und Problemen, ſo wich-
ſie gerade auch um der ethiſchen Elemente willen, die

neiſt bei ihnen mitwirken, ſind, ſondern in der ſitt
hen Haltung des Volksganzen. Die Ge-
hte hat mehr als einmal bekundet, daß ein unglücklich
aufener Krieg für eine Nation die Geburtsſtunde
uen inneren Aufſtiegs war, der, wenn er von
fand, auch bald wieder zu angeſehenſter politiſcher

tellung führte. Und den Willen zu ſolch innerer
dergeburt kann keine Gewalt von außen beugen, erhöbe
auch die ganze Welt!
Hier liegt der Weg vorgezeichnet, den das deutſche Volk
beſchreiten hat, mag die augenblickliche politiſche Ent
idung fallen, wie ſie will! Gerade im ethiſchen Sinne
und das Ethiſche iſt unlösbar mit dem Religiöſen ver

jft heißt es jetzt: Arbeiten und nicht ver
eifeln!“ Dann wird Deutſchland auch aus der
ßten rig ſeiner Geſchichte noch einmal ſiegreich her-
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Die Referendarin
Roman von Carl Buſſe.

e htem Fühlen. Und mit dem Herzen begriff ſie alles,
bei Rtten die Worte „Das iſt kein ſchlechter Menſch“ ihr

ter M Schlüſſel gegeben.
Wie ein Dank hörte ſich„Nein,“ ſagte ſie, „nein!“

Vort an. Eine ſtille, löfende Wärme überſtrömte ihr

V macher ſtreichelte ihre Hand, wie es Peter vor
m getan.
Siehſt du,“ redete er weiter und jetzt ſchon in der

Ruhe, die ihn faſt nie verließ, „das wußt' ich ja.
deshalb brauchſt du dich nicht zu ſchämen, und weil
Glück rein geweſen iſt, iſt auch der Schmerz rein. Du
mir das heut' nicht glauben erſt ſpäter vielleicht,

v alt, Jule, möcht ich noch werden Was einmal Glück
m iſt, kann wohl Leid werden, aber es wird ſpäter
Glück. Jch ich ſieh 'mal, ich hab' da

en eine Uhr, 'ne ganz gewöhnliche Weckuhr. Und du
zichts dran, was du bei andern nicht auch ſiehſt. Aber

dunkel wird, dann fangen die Zeiger und Ziffern
m Male an zu leuchten ganz leiſe, aber deut

S iſt 's auch hier. Das Glück, das jetzt keines mehr
d wieder eines werden. Wenn du älter biſt ein

perungsglück, ein Sehnſuchtsglück, das aus der dunk
etgangenheit 'rüberleuchtet.

d denke, du wirſt heiraten. Wirſt deinen Mann
en und deine Kinder, und froh ſein. Aber ſo am
agnachmittag, wenn die andern vielleicht fort ſind
nd die dann denkſt du wohl

Zeiger von nd

Sie konnte ſich das nicht ſo klarmachen, aber es war

Beilage zur Halleſchen Zeitung

Deutſche Einheitszigarren
Man ſchreibt uns: Auch unſer Tabakgewerbe ſteht vor

einer Sozi i Die ierung hat den Verbänden der
e nten mitgeteilt, daß zum Zwecke einer möglichſt
rationellen Geſtaltung der Zigarrenherſtellu eine Typi-ſierung in der Fabrikation Lurcgeführt werden müſſe.
Die Zigarrenfabriken ſollen 857 zur Herſtellung von Einheits-
zioarken übergehen. Dieſe ſichten der Regierung haben in
en beteiligten Kreiſen hafte Beunruhi hervorgerufen.Auch die rbraucher werden über eine ſo ümgeſtatting

unſerer vor dem Kriege auf einer ſehr Le Stufe ſtehenden
Zigarrenerzeugung wenig erbaut ſein. erer wiegen aber
noch die Bedenken, die in wirtſchaftlcher und ſozialer Beziehung
gegen die geplante Vereinheitlichung der Zigarrenerzeugung zu
erheben ſind.

Das deutſche Tabakgewerbe war von jeher ein Mittelſtands
ewerbe, in dem auch der kleine Fabrikant durch Fleiß und

Fachkenntnis ſein Fortkommen fand. Nach der letzten Ge
werbezählung gab es in Deutſchland 25 470 riebe zur Her
ſiellung von Zigarren, während nach der Statiſtik der Tabak-
Berufsgenoſſenſchaf? vom Jahre 1913 nur 65476 Betriebe mit
mindeſtens einem Arbeiter vorhanden waren. Es arbeiteten
alſo tauſende vor Zigarrenarbeitern mit ihren Angehörigen auf
eigene Rechnung. Wene ſie trotz ihres unzweifelhaft teureren
Ein?afs des Rohtabaks mit den Großbetrieben konkurrieren
konnten, ſo lag dies zum guten Teil daran, daß ſie auf Grund
ihrer Fachkenntniſſe in bezug auf Zuſammenſtellung von Tabakſorten und Auswahl von Jaſſons ein Fabrikat lieferten, das

den Wettbewerk mit dem der größeren Betriebe aushalten
konnte. Wollte man nun dieſe e Betriebezwingen, zur Herſtellung einer Einheéitszigarre überzugehen, ſo
würde man ihnen damit ihre bisherige Erwerbsquelle über
haupt nehmen. Denn ſie könnten die Konkurrenz der größeren
Betriebe nicht aushalten. Damit würden viele Tauſende von
Handwerkern mit ihren Angehörigen brotlos. Aber auch für
die Tabakarbeiter wäre der Uebergang zur Einheitszigarre im

öchſten Grade verhängnisvoll. Jn Deutſchland gab es vor dem
riege rund 170 000 Zigarrenarbeiter und dazu etwa 40 000

Heimarbeiter. Die große Zahl von Arbeitskräften iſt auf die
weitgehende Spezialiſierung unſerer Zigarrenerzzugung zurück
zuführen. Die Herſtellung von Einheitszigarren würde unter
allen Umſtänden zu einer Erſparung von Arbeitskräften führen,
denn dadurch würde ja die erwartete Verbilligung der Erzeu
gung in erſter Linie erreicht. Erſparung an Arbeitskräften heißt
aber Steigerung der Arbeitsloſigkeit. Unſere Wirtſchaftspoli
tik muß aber heute vor allem darauf bedacht ſein, die vorhan-
denen Arbeitskräfte ſo weit als irgend möglich zu beſchäftigen.
Jm Tabakgewerbe würde man mit der Vereinheitlichung der
Erzeugung aber genau das Gegenteil erreichen. Darum wäre
der Uebergang zur Herſtellung von Einheitszigarren ein
ſchwerer Fehler.

Das Geſchäftszimmer des Deutſchen Offiziersbundes iſt
nach der Leipziger Straße 17, 2 Treppen, verlegt worden.

Verband deutſcher Kriegsveteranen für Halle a. S. und
Umgegend. Die fällige Mongaksverſammlung findet heute
Sonntag, den 15. Juni, nachmittags 316 Uhr im Vereinslokal
M. Borcks Gaſthaus, Kurze Gaſſe 4, Saal, ſtatt. Aeltere und
r Kriegskameraden ſind als Gäſte bei uns ſtets willommen.

Provinz Sachſew
g. Aus dem Elſtertale, 14. Juni. (Die Wilddiebe-

re ien), welche in den hieſigen Jagdrevieren während des ganzen
Winters überhand genommen hatten, haben leider noch immer
Anhänger bis in die jetzige Zeit hinein gefunden; denn kürzlich
wurden in Lochauer Feldmark Wilderer bei Ausübung ihres un
ſauberen Handwerks beobachtet und dem Jagdaufſe des be
ireffenden Reviers iſt es auch gelungen, einen Wilderer bei der
Tat abzufaſſen, ihm die Schußwaffe, ein Meſſer und Munition
abzunehmen, auch die Perſonalien feſtzuſtellen, ſo daß er ſeiner
Beſtrafung entgegenſieht.

Weißenfels, 14. Juni. Die Volkshochſchule
Weißenfels) wird am nächſten Dienstag, abends 8 Uhr, im
„Goldenen Hirſch“ durch einen Vortrag des Univerſitätsprofeſſors
D. Dr. Weinel-Jena: Deutſchlands Zukunft und die Volks
hochſchule“ eröffnet.

Halberſtadt, 14. Juni. (Jn eine höhere Klaſſe
ereiht.) Wie uns aus zuverläſſiger Quelle mitgeteilt wird,ßat der Finanzminiſter nunmehr genehmigt, daß Halberſtadt in

die Klaſſe der teueren Orte eingereiht wird. Wie bekannt, hatte
vor einigen Monaten die hieſige Beamtenſchaft und auch der
Magiſtrat in großen Verſammlungen, Proteſttelegrammen uſw.

deinem Mann nicht. Es iſt ja ganz weit, aber es leuchtet
ein bißchen Jugendglück ein Strahlen eine

leiſe, ſchöne Erinnerung für den Feiertag. Eine Mitgabe
Leben für dich und für den den andern

auch.“
Er ſchwieg. „Jch ſeh' dich ſchon ſitzen,“ fügte er halb

für ſich hinzu.
Sie hatte die Augen jetzt faſt mit Gewalt zugedrückt.

Sie verſuchte es ſich vorzuſtellen: Sonntagnachmittag
tiefe Ruhe und Heimlichkeit ſie ſelbſt nicht mehr jung,
hinter den Gardinen am Fenſter Kaffee trinkend, wies
die alten Frauen gern tun aus einer gold-grün-blauen
Taſſe, auf der „Zum Angedenkey“ ſtand

Da ſchoſſen ihr, ob ſie die Lider auch noch ſo feſt ſchloß,
die Tränen empor, ſie ließen ſich nicht zurückhalten, ſie
rollten nieder erſt langſam, als müßten ſie ſich einen
Weg ſuchen, dann ſchneller und ſchneller.

Sie konnte es nicht mehr verbergen und ſie wollte es
auch nicht. Sie weinte. Sie drehte ſich halb nach der Wand
um, ſie entzog dem Alten die Hand.

Der ließ ſie gewähren. Die heitere Ruhe blieb auf
ſeinem Geſichte, ja, es ſchien, als ob er erſt jetzt mit Ju zu
frieden wäre. Das war einen Weinen, das löſte, das langer
Spannung einen Ausweg ſchuf, das befreite.

Und die Uhren ging dazu, laut, leiſe, ſchnell, Ilang-
ſam ein eigener, tickender, heimlicher Chor. Als ob
man hier belauſchen konnte, wie die Zeit ſelber ſich fort
ſpann und weiterrollte.

atte hatfe es ſich nicht nehmen laffen, Peter Körner

en.
„Oder bringt Sie jemand anders zum Bahnhof? Nein?

Dann dürfen Sie mich auch nicht abwimmeln!“
So gingen ſie langſam, nach rührendem Abſchied von

Frau Feldwekel Neugebauer und ihren Küthlein, die
Rüdigerſtraße entlang. An der Ecke der KleinkirchenerSuabe kehr Meere chen. s T en

z

uchſtäblich abge

Sonntag, den 15. Juni 1919.

den dri den Antrag an die rie. Halberſtadt,das bei der Neuregelung der 3 er in die niedrigſte
C gekommen war, in die mittlere Klaſſe B zu bringen.

Nach vergeblichem Warten iſt nun heute endlich die be
jahende icht eingetroffen.

T „Settſtedt, 14. Juni. (Gs wird immer be
Beim Spielen einer kleinen Kinderſchar geſellten ſi
geh Kinder hinzu. Ein Fange zog dabei dem kleinen Sohn
s D. die aus und nahm damit wer

e

Kirſch r vchführuüber die Bewirtſchaftung der Kirſche

uni.

preis iſt für
teigerung ab

enverwaltu

neiner ieferungspflicht ni nachkommt, er die Höchſtpreiüberſchreitet oder die Kirſchen ohne Erlaubnis Lusſühre le

Apolda, 13. Juni. (Ein gefährlicher Bauernaufſtand) iſt kürzlich im benachbarten Großromſtedt ausge
chen. Infolge von Beſchwerden darüber, daß dortige Land

wirte nicht genügend ablieferten, waren zwei Mitglieder des
hieſigen Arbeiterrats, Leißring und Lenk, mit Reviſionen beauf
tragt, bei deren Ausführung ſie jedoch auf harten Widerſtand
ſern Als die Kontrolleure am letzten Mittwoch ſich dort ein
fanden, erblickten ſie an dem Flügeltor zur Schmiede Hand
vanaten in verſchiedener Größe abgemalt und darunter ge
chrieben: „Hier werden Handgrangten angefertigt!“ Nachdem
ſie bereits in vier Gehöften keinen Erfolg gehabt hatten, wur
den ſie in dem fünften Gehöft von einer Rotte von etwa fünfzehn
Mann unter den gräßlichſten. Drohungen empfangen unter
wuchtigen Schlägen mit Knütteln und Hacken und Schüſſen aus

ffen zum Doxfe hinausgejagt. Dem einen ſoll ein Ohrh W Wugt Se g. e die Raſen
n ſid n, rh S ten vor dem er zu verr e ber ten zu gewärtigen haben, iſt die

Sache an ſich noch verſchlimmert worden, da die hieſige e
direktion geſtern Militär und Gendarmen aufgeboten t
zur Durchführung der Kontrolle nach Großromſtedt geſchickt hat.

Erfurt, 14. Juni. (Kohlenmangel.) Nicht einmal
den am Kellergrund im Sleigerwald ſich gelegenenWaldgottesdienſtplatz verſchonten die Spitzbuben tliche,
1500 Plätze faſſenden Holzbänke mitſamt der Kanzel ſind ver
ſchwunden. Die Urſache dieſes Maſſendiebſtahls iſt auf den
Kohlenmangel zurückzuführen.

S. Deſſau, 14. Juni. (Die Kartoffelvorräte der
Stadt) ſind total aufgebraucht. Die Stadt hat deshalb jetzt
Auslandskartoffeln beſtellt, die zum Teil in Deſſau eingetroffen
ſind. Das Pfund würde 85 Pfg. koſten. Da dieſer Preis aber ſo
teuer iſt, wird die Stadt pro Pfund 15 Pfg. zulegen, ſo ſich
der Preis für die Konſumenten auf 20 Pfg. ſtellt. Der Stadt
erwächſt dadurch eine wöchentliche Ausgabe von 45 000 Mk.
Dieſer Betrag ſoll durch einen kleinen Preisaufſchlag auf die
Herbſtkartoffeln wieder einzubringen verſucht werden.

H. Meuſelwitz, 18. Juni. Proteſtſtre i k.) Der am
13. Juni begonnene 24ſtündige Proteſtſtreik der Arbeiter des
Braunkohlengebietes wegen Erſchießung des Münchener Kom
muniſtenführers Lewins verlief ruhig, obgleich ſich nicht alle
Arbeiter daran beteiligten. Die Verſammlung unter
freiem Himmel war ſchlecht beſucht,

Leipzig, 13. Juni. (Die Leipziger Räuber
bande.) Die Mitglieder der 12 Perſonen umfaſſenden Räuber
bande, darunter ein Fleiſcher, ein Markthelfer, ein Müllergehilfe
und mehrere Arbeiter, welche längere Zeit die nähere und weitere
Umgebung v in Schrecken geſetzt hat, wurde vom Stand
gericht Leipzig zu Gefängnis von 4 Wochen bis zu 216 Jahrenund zu Zuchthaus von 5, 7, 12, 13, 14 und 15 Sahven verurteilt.

Leipzig, 13. Juni. (Keine Fleiſchpreiserhöhung
in Sachſen.) Die ſächſiſche Regierung hat die Erhöhung der
Fleiſchpreiſe abgelehnt. Die Verminderung des Verdienſtes ſei
auf die gegenwärtige geringe Fleiſchvation zurückzuführen, die
erſchwerte Viehaufbringung dürfte aber ihren T nd ei
haben und eine Beſſerung zu erhoffen ſein, zumal die Fleiſſzufuhr aus dem Auslande begonnen habe. Venn die i
darauf hinwieſen, es ſei ungerecht und unſozial, eine r
gruppe zugunſten der Allgemeinheit leiden zu laſſen, ſo ſei es
noch unſozialer, lediglich zugunſten einer verhältnismäßig
kleinen Anzahl Gewerbetreibender die Allgemeinheit mit einer
weiteren Verteuerung der notwendigſten Lebensmittel zu be-
laſten.

Leipzig, 18. Juni. (Holzhausbauten.) Der
Reichsbürgerrat, Landesverband Sachſen, vertreten durch den
Leipziger Bürgerausſchuß, hat an die zuſtändigen Reichs und
Landesſtellen eine Eingabe gerichtet, in der gebeten wird, das

den Verkauf in der Weiſe maßgebend
i

rt werden,

erblicken, aber der See lag glänzend im Mittagslicht vor
m.

Er nickte ihm zu, als wollte er Abſchied nehmen, und
verglich dann feine Uhr mit der im Schaufenſter Her
mann Fiſchers. Es war reichlich Zeit. Mit dem Mittags
ſchnellzug kam er bequem noch mit. So konnten ſie lang
ſam durch die Stadt wandern. Satan lief voran, um
ſprang ſie zurückkehrend in fröhlichen Sätzen, ſchnüffelte in
die Hausflure hinein. Die Spione vor den Fenſtern leuch-
teten, der Markt lag in der blanken Sonne, und das
Kriegerdenkmal ſchien Licht und Helle, die es empfing, noch
heller wieder zurückzuſtrahlen.

„Man glaubt immer,“ ſprach der kleine Aſſeſſor aus
tiefem Nachdenken heraus, „in die letzten Minuten müßte
ſich noch alles Tiefſte und Letzte hineindrängen. Aber nun
gehen wir hin und ſchweigen.“

„So reden Sie doch,“ ſagte Peter lächelnd. „Haben
Sie nicht etwas aus den Revolutionslyrikern, das Sie mir
mitgeben können?“

Aber energiſch ſchüttelte Buttche den Kopf. „Jch leſe
jetzt auch die andern,“ erwiderte er, „die Stillen. Jch
fühle mich langſam da ein. Mir iſt manchmal, als ob
ich mit der Rache und alledem fertig bin.
Es hilft mir ja doch nichts. Man muß ſeinen
machen.“

Mit dem Stöckchen klopfte er gegen die Steine. „Das
wiſſen Sie wohl noch nicht geſtern war der Rat ſehr
gütig. Wenn nun wieder die Abende länger würden,
meinte er, müßte ich ihm abends öfter die Freude machen

ganz zwanglos nicht etwa im Gehrock.
„Verſtehen Sie, Beſter? Das heißt: nun wollen wir

klaren Tiſch haben. Und Weihnachten gibt's eine Ver
lobung unter dem brennenden Tannenbaum und mit
Tee ſtoßen wir auf ein glückliches Leben an.

(Fortſetzung folgt.)
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Bundestagung des Deutſchen Fußballbundes in Kaſſel.

(Drahtbericht.) Jm „Kaſſeler Hof“ trafen ſich die Vertreter der
deutſchen Fußballverbände. r ſind ſämtliche Verbände
mit 1871 Stimmen. Mitteldeutſchland iſt durch Hädicke-Halle
vertreten. Der Jahresbericht des Bundesvorſtandes wurde ge
nehmigt. Als Ort der nächſten Tagung wurde Frank
furt a. M. beſtimmt. Der wichtigſte Punkt der Tagesordnung
war die Neuregelung der Grenzen der Landes-
verbände. Es wurde beſchloſſen, daß die Grenzen nur mit
Zuſtimmung der von der Grenzregulierung betroffenen Vereine
erfolgen darf. Sollte keine Einigung möglich ſein, ſo ſoll der
Bundestag die oberſte Jnſtanz ſein. Der nächſte Punkt der
Tagesordnung war die Berufsſpielerfrage, über die
noch verhandelt wird. e

Das Goldene Rab von Erfurt. Das erennc wurde am Donnerstag ausgetragen. Aber auch diesmal
wahm das Rennen um das Goldene Rad einen mißluer Jm erſten Lauf kam nur Stellbrink glatt Durch das

nen,
eben. Da auch der Motor von Przhrembel einen zerſaßenen et hatte, muß da Goldene c ſchlepllc nSee ä e e den derr Das erſte Duell

80 Kilometer)
n Lauf kam es zu r ſpannenden, teilweiſevembel

x

Berliner Hockey Verbandstag. Der Verbandstag des
Brandenburgiſchen Hochey Verbandes ging unter großer Be
teiligung vor ſich. Kaſſen und Spielberi anden Genehmigung. Auch einige Satzungsänderungen, die auf
die Wahlen Bezug nahmen, wurden angenommen. Die Vor
ſtandswahlen ergaben: 1. Vorſitzender Rasmuſſen (Tennis- und

T. H. C.) übertragen. Wegen noch vorliegender Anträge und der
wichtigen Stellungnahme zu den Beſchlüſſen des Bundestages
vertagte ſich der Verbandstag auf Donnerstag, den 19. Juani,
7 Uhr Spatenbräu.

x

Leibesübung als Hochſchulwiſſenſchaft. Nachdem einige
Univerſitäten bereits über das Gebiet der Leibesübungen leſen
laſſen, iſt ein Antrag des Deutſchen Reichsausſchuſſes an die
Kultusminiſterien in Vorbevreitung, auf Erteilung von Lehrauf
trägen an allen Univerſitäten für dieſes Fach hinzuwirken und
Mittel hierfür auszuwerfen. Wenn nicht die zukünftigen Lehrer,
Aerzte und Verwaltungsbeamten in ihrer Hauptausbildungzeit
eine eingehende Kenntnis dieſes Gebietes vermittelt erhalten,
iſt mit der t der Leibesübung in den kommenden Ge
ſchlechtern nicht zu rechnen. Eine durchgreifende Aenderung der

in den Seminaren gehört natürlich ebenfalls
in die Reihe der notwendigen Maßnahmen.

Ein 100fähriger Turnverein. Nachdem die beiden älteſten
deutſchen Turnvereine e Turnerſchaft 1816 und
Mainzer Turnverein 1817) ihr 100jähriges Beſtehen gefeiert
haben, begeht in dieſem Jahre der älkeſte Schweizer Turnverein,
der „Bürger-Turnverein Baſel 18197, ſein 100jähriges Stif
tungsfeſt durch einen Wettkampf in Kunſt-, National- und
Volksturnen neben den eigentlichen JubiläumsVevanſtaltungen.

Ein Turn-Jubilar. Das 50jährige Jubiläum als Mit-
glied des Bitterfelder Turnvereins beging Wilh.
Schröter. Aus dieſem Anlaß wurde er zum Ehrenturnrats
mitglied ernannt.

Plan eines Stadtons in Duisburg. Nach r des
ſchuſſesOberbürgermeiſters Dr. Jarres in einer Sitzung des Ausſ

für Vaterländiſche Feſtſpiele iſt die Stadtverwaltung in Duis-
burg beſtrebt, in möglichſt kurzer Zeit ein Stadion zu ſchaffen.

2

Große Ruderregatta bei Roßlau auf der Elbe. Zur
offenen Ruderregatta am 29. Juni auf der Elbe bei Roßlau hat
der Melde und Nennungsſchluß der Vereine und Mannſchaften
ſtattgefunden. Es ſind von 16 Vereinen insgeſamt 76 Boote mit
345 Rudevrern und Steuerleuten eldet worden. Dies iſt inAnbetracht der immer noch beſtehende Verkehrsſchwierigkeiten,

beſonders Beförderung der Boote und der ſchlechten Gr
einnährungsverhältniſſe

Ergebnis. Die von den Vereinen abgegebenen Meldungen ver

m Verkauf der Kaiſeryacht „Metevr IV. Jm gleichen Augen
blick, in dem die Meldungen für die diesjährige Kieler Woche

öffentlicht werden, wird in ſkandinaviſchen Yachtſportzeitungen

ne er nter rn tſür liche Ein viung ſowie darauf, daß ſie als Stahlyacht nach

bund nndeten nicht zulaſſen, vielmehr nur die für den

ölberbu könnde
ſind doch

lachen
Tarvaſch, M der unlängſt verſtorbene Schlechter das

d finden wird, der dieſen Preis für das
e wie hiſtoriſcher wot Allied Armiſtice Commiſſion der Entente das
erſt kürzlich erneut beſtä Verbot der Uebertragung deutſcher

L

Der „Völkerbund des Schachſpiels* und Deutſchland. Die
Sommer dem

2 dieſes Turniers nun ein alter ſchachſportlicher Plan end

li in internationaler SchachVerwirklichung finden: es ſoll ein
det werden.

nd „veifen“ Staaten. Man er,
vergeblich

Wandern und Reiſen
Bilder von der Wanderfahrt

„Es gilt wieder das ſchöne Wandern zu behren
und die Herzen für den Geiſt in der Goktesnatur
empfänglich zu machen.

Wer die durch jede Natur haſtenden Menſchen ſieht, oft ſo
angetan, als wenn ſie „Wandervögel“ wäven, von denen man
doch weiß, daß ſie auf eine feine Art wandern, der mag oft mit
mir den Kopf geſchüttelt haben. Es gilt wirklich wieder „das
ſchöne Wandern zu lehren und die Herzen für den Geiſt in der
Gottesnatur empfänglich zu machen“, wie das in alten Schar-
teben ſo gut beſchrieben wird und wie es uns Scheffel gezeigt
hat. Das Hetzen und Haſten muß wieder Beſchaulichkeit wer
den, die vomantiſche Freude des neuen Erlebens muß das
Freuen auch an kleinen Dingen lehren; wir müſſen wieder den

Auf der Reiſ e
im Bad oder in der Sommerfriſche iſt die ge
wohnte Tageszeitung der beſte Leſeſtoff, der die
Verbindung mit der Heimat und dem Geſchehen
der Welt aufrecht erhält. Bei längerem
Aufenkhalt wähle man ein Poſtabonnementk,
das für den Kalendermonat 1.65 Mk. bekrägt.
Sonſt aber ſendet der Verlag gern überallhin die
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reinen Sinn für ein ſchönes Schauen bekommen, das ſo ſorg
ſam gepflegt ſein will wie eine edle Kunſt. Und da ſollen dieſe
„Bilder von der Wanderfahrt“ helfen, daß weite Kreiſe unſeres
Volkes draußen wieder leuchtende Augen bekommen, weil
drinnen der Alltag ſie ihnen immer und immer wieder ernſt und
ſtill macht. Jn zwangloſer Folge ſoll an der Spitze unſeres
Teils „Wandern und Reiſen“ ein kleines, liebes Stimmungs-
bild zu finden ſein, das auf einer Reiſe oder auf der Wander
fahrt geſehen und gefühlt worden iſt. Aber nur ſolche
ſollen hier ſtehen, denn ſie haben die hohe Aufgabe, „wieder das
ſchöne Wandern“ zu lehren und den Sonntag in unſere Herzen
zu pflanzen und den Sonnenſchein in unſere Seelen. Wir
Wanderer von der Zunft wiſſen, daß die Natur uns reichlich
alles das wiedergibt, was das „Leben“ uns nimmt, und wenn
wir uns ſattgeſchaut haben, dann ſteht in uns das Gefühl auf:
anderen ſchenken und geben, daß auch ſie ſo veich werden und ſo
froh. Von langen Artikeln ſei darum abgeſehen, an kurzen,
klaren Bildern und Stimmungen wächſt die Sehnſucht der
anderen, auch hinauszuziehen und gerade den Fleck, gerade
die ſe Sommerſtunde draußen zu erſchauen und zu erleben.
Und wenn in ihnen nur die Sehnſucht in die blaue Weite der
Welt rege wird, iſt ſchon ein gut Teil gewonnen. Dann hat
dieſer und jener auch bald den Wanderſtock in der Hand, und
wenn er ſich wiederfindet, wohin die Wanderbilder der „H. Z.

ihn führten uns ſoll's nur freuen! H. H.

„Wohlauf, die Luft geht friſch und rein“. Fürwahr, es gibt
nichts ſchöneres, als auf Schuſters Rappen die Heimat zu durch
ſtreifen. Erſt dann lernt man die Natur richtig kennen, wenn
man in ſo enger Verbindung mit ihr iſt, wenn man mit dem
erſten Lerchenſchlag auf iſt, die jun Sonne zu begrüßen,
wenn man nachts im rauſchenden Walde die müden Glieder
ausſtreckt und dem geheimnisvollen Geiſterrauſchen um ſich her
lauſcht. Dann hört man die Vögel ſich erzählen und verſteht
der Bäume Sprache. Dann geht das Herz auf über all die
Schönheit rings umher. „O Täler weit, o Höhen!“ Und wir
ſtehen in Andacht ſtill vor den Wunderwerken der Natur. Aber
außer dem Lande lernen wir auch ſeine Bewohner kennen, und
beides iſt in ſeiner Art lehrreich. Nur dem, der mit dem Volke
lebt, geht erſt recht das Verſtändnis für des Volkes Art auf, er
lernt Sitten und Gebräuche kennen, und gerade dieſes Gebiet
iſt ja ſo unendlich reichhaltig. Jſt doch ſchon von Dorf zu Dorf
etwas Neueg zu bemerken. Mit der Eiſenbahn durcheilt man
im Fluge das Land, aber alle ſeine Schönheiten, ſeine Eigen
arten ſieht man nicht. Auch jetzt in den ganz wider Er-
warten herrlichen Tagen wird es manchen hinausgelockt haben
in die ſchöne, ſchöne, ſonnige Welt. Unſere Heimat iſt ja ſo

durchſtreift zu werden.rer Wanderung heimkehren
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Friedrichroda, Thüringer Wald. Die Kurliſte
6. Juni 1919 zählt 874 Kurgäſte, 1149 Durchreiſende. Zuſam
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Königliches Solbad Elmen. Vis zum 5. Juni ſind
Königlichen Solbade Elmen 8958 Kurgäſte angekommen.
Zahl der verabreichten Bäder betrug bis zum 5. Funi 6341,
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Vom Büchertiſch
Diedrich Speckmann: Die Heidklaufe,

Gegenwart. Verlag Martin Warneck- Berlin.
Es gibt leider nur allzuviele „Erzählungen aus der G

wart“, denen man nichts Beſſevres nachſagen kann, als da
lieber ungeſchrieben geblieben wären. Ein ſolches Bu
ſchreiben iſt immer ein Wagnis, denn es iſt naturgemäß

als Vergangenes oder Erdag
Diedrich Speckmann hat es gewagt und er gibt uns mit
„Heidklauſe“ ein Buch, das uns unter gerade Menſchen
hinaus auf die ſtille Heide, wo wir für ein paar Stunden
Sorgen unſerer Zeit des Realismus und Materialismus
geſſen. Damit iſt Speckmann, einem echt deutſchen Dichter
Wagnis zum Verdienſt geworden. L. C

Griebens Reiſeführ

Verlag Albert r1,50 Mk. Die Sammlung der beſtbewährten Griebenſ
Reiſeführer iſt durch Herausgabe dieſes Büch eins wieder
voll ergängt worden. Es enthält neben vielem, was auf

ur Orientierung nötig iſt, auch eine
rhof und ſeiner Umgebung.
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